
 

  

 
 

   

 

Einwohnerrat 

Rathausgasse 1 
5000 Aarau 

 

T  062 836 05 04 

F  062 836 06 30 

E  einwohnerrat@aarau.ch 

www.aarau.ch 

 

 
Protokoll Einwohnerratssitzung 
 
3. Sitzung  
Montag, 13. Mai 2024, 19:00 Uhr, Grossratssal 
 
 
 
Vorsitz: Anja Kaufmann, Präsidentin 

Protokollführung: Stefan Berner 

Anwesend: 46 Mitglieder des Einwohnerrates 
6 Mitglieder des Stadtrates 
Fabian Humbel, Stadtschreiber 
Marco Andreoli, Leiter Finanzen und Steuern 
Matthias Mundwiler, Controller 
 

Entschuldigt: Sandra Blank, Einwohnerrätin 
Simon Burger, Einwohnerrat 
Alois Debrunner, Einwohnerrat 
Andrea Dörig, Einwohnerrätin 
Hanspeter Thür, Stadtrat 

 
 



 

Sitzung vom 13. Mai 2024 

Seite 107  

  

Traktanden Seite 

1. Mitteilungen 108 

2. Anfrage Peter Jann (GLP) und Hannah Wey (Grüne): Herzogplatz - Zukünftige 
Hitzeinsel im Gönhard 109 

3. Anfrage Marcel Bruggisser und Christian Oehler (FDP): Planung Kaserne 
Aarau 111 

4. Anfrage Christoph Müller (SVP): Aktion Mobility-Gutscheine 113 

5. Mündliche Anfrage Nicola Müller (SP): Totalrevision Personalreglement 115 

6. Jahresbericht 2023 der Einwohnergemeinde 116 

7. Anpassung des Baurechtsvertrages Parzellen 873 / 2945, Telli, bezüglich 
Erweiterung der Fläche für Hochbauten (Berufsschule Aarau) 130 

8. Kreditabrechnung Sanierung Beleuchtung Graben-Igelweid Realisierung 132 

9. Kreditabrechnung Bahnhof Veloparking, Planung, Beitrag Stadt 133 

10. Kreditabrechnung Bahnhof Veloparking, Realisierung, Beitrag Stadt 134 

11. Kreditabrechnung Spielplatz Schlosspark 135 

12. Kreditabrechnung Hammer 16/18, Sanierung Fassade und Balkone 136 

13. Kreditabrechnung Erweiterung Schwingkeller Turnhalle Pestalozzischulhaus 137 

14. Kreditabrechnung Alte Reithalle, Realisierung 138 
 
 
 



 

Sitzung vom 13. Mai 2024 

Seite 108  

Traktandum 1 

Mitteilungen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich begrüsse Sie herzlich zur dritten Sitzung des Einwohner-
rats im 2024. Als Haupttraktandum behandeln wir heute den Jahresbericht. Dieser gibt 
über die wichtigsten Projekte und Tätigkeiten Auskunft, welche die Stadt Aarau im letzten 
Jahr umsetzen konnte. Wir sind gespannt, wie der Einwohnerrat die Arbeit der Stadt beur-
teilt, welche er doch mit seinen Entscheiden auch massgeblich mit zu verantworten hat. An 
dieser Stelle richte ich zuerst einen Dank an die Verwaltung und den Stadtrat für den um-
fangreichen und informativen Jahresbericht. Nebst dem Jahresbericht ist der Einwohnerrat 
natürlich aber auch gespannt, vom Stadtpräsidenten zu erfahren, welche Themen beim 
kürzlich stattgefundenen hohen Besuch aus Bern mit dem Bundesrat besprochen wurden. 
Natürlich verbunden mit der Hoffnung, dass auch Geschäfte dabei gewesen sind, die einen 
direkten Bezug zur Bundespolitik gehabt haben und damit auch vom Bundesrat beeinfluss-
bar wären. Vielleicht erfahren wir heute ja noch mehr, was dabei alles erreicht worden ist. 

An der heutigen Einwohnerratssitzung sind 46 Mitglieder anwesend. Das absolute Mehr ist 
bei 24. Entschuldigt haben sich Sandra Blank, Simon Burger, Andrea Dörig und Alois De-
brunner. Vom Stadtrat ist Hanspeter Thür entschuldigt. Die Traktandenliste ist rechtzeitig 
zugestellt worden. Da es keine Anträge oder Bemerkungen dazu gibt, würden wir diese 
entsprechend behandeln. 
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Traktandum 2 

Anfrage Peter Jann (GLP) und Hannah Wey (Grüne): Herzogplatz - Zukünftige Hitzein-
sel im Gönhard 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 13. August 2023 haben Einwohnerrat Peter Jann (GLP) 
und Einwohnerrätin Hannah Wey (Grüne) eine Anfrage betreffend Herzogplatz – Zukünftige 
Hitzeinsel im Gönhard eingereicht 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Gibt es Visualisierungen vom Sollzustand? Wurden dieser der Bevölkerung präsentiert? 

Das Projekt lag im Juni/Juli 2016 mit den üblichen Unterlagen wie Situationsplänen, Nor-
malprofil und einem technischen Bericht öffentlich auf. Man hat ohne eine Visualisierung 
den Endzustand vom Herzogplatz aus den Planunterlagen ersehen können. 

Frage 2:  
Welche hitzemindernden Massnahmen wurden vorgesehen (z.B. heller Asphalt) 

Beim Projekt wurden neu 4 Bäume gesetzt. Weiter wurden zusätzliche hitzemindernde 
Massnahmen getroffen wie z. B. Rabatten zwischen der Westallee und Bachstrasse, sowie 
bei der Kreuzung Tellstrasse/Bachstrasse/Weltistrasse. Das Thema hellerer Asphalt wurde 
im Rahmen des Postulats "Hellere Strassenoberflächen zur Minderung der Hitzeentwick-
lung in Strassenräumen" am 28. März 2022 ausführlich behandelt. Das Stadtbauamt ver-
schliesst sich nicht gegen ihre Anwendung. Aufgrund der technischen Eigenschaften der 
hellen, weniger widerstandsfähigen Zuschlagstoffe ist deren Einsatz nur sehr beschränkt 
möglich, die Ökobilanz weniger gut und auch ihre "abkühlende" Wirkung ist durch fortlau-
fende Verschmutzung nur bescheiden. Beim Herzogplatz ist vor allem der Busverkehr ei-
nes der wichtigsten Kriterien; neben der stärkeren Verformung der hellen und weniger wi-
derstandfähigen Oberschicht und daraus resultierenden Fahrrinnen ist auch voraussehbar, 
dass in der Kurve dunkle Fahrstreifen (infolge Reifenabrieb) entstünden, was sowohl die 
optische bzw. ästhetische, als auch die aufhellende Wirkung stark beeinträchtigt und die 
Wirkung aufhebt. 

Frage 3:  
Nach welchen Kriterien erfolgte die Auswahl des Oberflächenbelags. Wie wurde dabei die 
Frage der Hitzeabstrahlung berücksichtigt? 

Die Kriterien, welche Beläge eingebaut werden, hängt von den gestellten Anforderungen 
der Verkehrsführung, den daraus entstehenden Strassenbelastungsklassen und den wiede-
rum genormten Oberbauten nach VSS-Norm ab. Mit der Antwort des Stadtrats an den Ein-
wohnerrat am 28. März 2022 wurde auf die Hitzeabstrahlung bereits eingegangen. 

Frage 4:  
Welche Flächen werden zukünftig entsiegelt sein, welche bepflanzt? Nach welchen Kriterien 
wurden solche Flächen ausgewählt. Kann die ursprüngliche geplante Bepflanzung umge-
setzt werden? Welche internen und externen Fachleute wurden zur Aufenthaltsqualität, 
Ökologie und Hitzeminderung beigezogen? Wo gibt es aus Sicht von Fachleuten mit Erfah-
rung in Entsiegelungsprojekten weitere Möglichkeiten für zusätzliche Entsiegelungen? 
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In der gesamten Projektentwicklung wurden von Beginn an interne wie externe Fachleute 
zu den Fragen Ökologie, Hitzeentwicklung und Aufenthaltsqualität periodisch hinzugezo-
gen. Die Baustelle ist mittlerweile abgeschlossen und das genehmigte Projekt umgesetzt. 
Die Ruderalflächen sind bepflanzt/angesät und die Bäume wurden im Februar 2024 in ihre 
dafür vorgesehen Baumgruben gepflanzt. 

Des Weiteren ist das Stadtbauamt vom Stadtrat beauftragt, im Stadtgebiet zu prüfen, wel-
che Flächen entsiegelt oder bepflanzt werden können. Es wird hierzu ein Entsiegelungs-
konzept resp. eine Entsiegelungsstrategie über das gesamte Stadtgebiet erarbeitet. 

Frage 5: Wie wurde die Quartierbevölkerung informiert und bei der Gestaltung miteinbezo-
gen? 

Im Juni 2016 wurden die Anstösserinnen und Anstösser vor Ort eingeladen an einer Pro-
jektvorstellung teilzunehmen, zudem lag das Projekt im Juni/Juli 2016 öffentlich auf. 

Peter Jann, Mitglied: Unsere Anfrage vom 13. August 2023 wurde zu einem aktuellen 
Tiefbauprojekt eingereicht. Die Beantwortung ist dann am 4. März 2024 erfolgt, gut 
fünfeinhalb Monate nach der Anfrage. Die Verrechnung von 175 Franken lässt auf eine Be-
arbeitungsdauer, inklusive Administration, also Erfassung im Systemversand etc., von ei-
ner Dreiviertelstunde schliessen. Wenn man davon die Administration abzieht, wurde 
wahrscheinlich ungefähr eine Stunde am eigentlichen Inhalt gearbeitet. Die Komplexität 
der Anfrage war eher tief. Wir haben uns gefragt, weshalb die Beantwortung so lange dau-
erte. Inhaltlich sind die Antworten korrekt und eng bezogen auf die Fragen verfasst. Sie 
wirken aber mit Verweis auf das Jahr 2016 doch ein wenig arrogant und anerkennen die 
Bedeutung des Herzogplatzes für die Bevölkerung nicht. Der Herzogplatz ist ein zentraler 
Ort im Quartier. Die Quartierbevölkerung interessiert sich, was läuft. Sie interessiert sich, 
weshalb Föhren gepflanzt worden sind und nicht ein Laubbaum, weshalb nicht mehr ent-
siegelt worden ist, etc. Der Einbezug der Bevölkerung beginnt mit einer adressatgerechten 
Information und Kommunikation. Es muss nicht immer ein partizipativer Prozess sein. Die 
fehlende Information und Kommunikation, und damit verbunden die Fragen aus der Bevöl-
kerung, waren die Ausgangslage für unsere Anfrage. Die Art und Weise, wie die Anfrage 
beantwortet worden ist, ignoriert die Anliegen der Quartierbevölkerung. Sie lässt auch 
nicht wirklich Vertrauen für zukünftige Tiefbauprojekte aufbauen. Wir hoffen, dass wir das 
nächste Mal keine Anfrage mehr stellen müssen und wenn doch, dass sie etwas schneller 
beantwortet wird. 

. 
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Traktandum 3 

Anfrage Marcel Bruggisser und Christian Oehler (FDP): Planung Kaserne Aarau 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 4. November 2023 haben die Einwohnerräte Marcel 
Bruggisser und Christian Oehler (FDP) eine Anfrage betreffend Planung Kaserne Aarau ein-
gereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Wie steht der Stadtrat zur Schweizer Armee und weshalb werden die Bedürfnisse der Ar-
mee im Planungsprozess bei der Entwicklung Kaserne Aarau derart vernachlässigt? 

Die Schweizer Armee bzw. das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport (VBS) war von Anfang an in die Entwicklung des Kasernenareals ein-
gebunden. Der Prozess wurde überhaupt erst angestossen, als mit dem Stationierungskon-
zept der Armee Veränderungen absehbar wurden. Die VBS informierte an der ersten 
Projektsteuerungssitzung Ende 2014, dass die Armee ihre Nutzerbedürfnisse auf dem 
Areal sukzessiv reduzieren wird. Vertretende des VBS waren seither immer Teil der Projekt-
steuerung. 

Frage 2:  
Weshalb wird der Standort der Armee in der Stadt, auch seitens des Stadtrats, derart in 
Abrede gestellt? Ist der Stadtrat der Meinung, eine vermehrte zivile Nutzung ist nicht ver-
einbar mit einer Fortführung der militärischen Nutzung des Kasernenareals? 

Der Stadtrat stellt den Armeestandort Aarau nicht in Abrede und unterstützt die gemein-
same zivile und militärische Nutzung des zentral gelegenen Areals. Die aktuelle Einschät-
zung hat sich in den letzten 10 Jahren kontinuierlich weiterentwickelt. 

Zu Beginn des Prozesses haben sich Stadt und Kanton geeinigt, dass das Kasernenareal 
auch weiterhin durch das Militär mitgenutzt wird. Im Letter of Intent vom 24. Juni 2015 
wurde verbindlich vereinbart, dass der aktuelle Waffenplatzvertrag mit seiner Laufzeit bis 
Ende 2030 gewährleistet wird. Nach Ablauf des Waffenplatzvertrages steht gemäss Aus-
sage des Regierungsrates im Letter of Intent eine Verlängerung der militärischen Nutzung 
im heutigen Umfang nicht im Vordergrund. Eine schrittweise Öffnung und Umnutzung des 
Areals für zivile Nutzungen hat in enger Abstimmung mit der militärischen Nutzung zu er-
folgen. Im Zusatz zum Letter of Intent vom 19. Oktober 2020 sind die Interessen des VBS 
für eine über 2030 hinausgehende Nutzung konkretisiert. Im Wesentlichen soll die bun-
deseigene Parzelle weiterhin militärisch genutzt und das Rekrutierungszentrums sowie 
das Kompetenzzentrum für Militärmusik fortgeführt werden. 

Im Rahmen des Workshopverfahrens (Frühling 2022 bis Frühling 2023) für das städtebauli-
che Richtprojekt wurden zusammen mit dem VBS, dem Kanton und der Bevölkerung unter-
schiedliche Nutzungsoptionen geprüft, verglichen und bewertet. Das Ergebnis dieses Ab-
wägungsprozesses ist das städtebauliche Richtprojekt, in dem drei Sektoren des Areals (B, 
C und F) für die militärische Nutzung vorbehaltenen bleiben. Es wurde aufgezeigt, dass die 
zukünftigen militärischen Nutzungen so angeordnet werden können, dass auch die Sicher-
heitsanforderungen erfüllt werden. Mit diesem Kompromiss sind der Stadtrat und die wei-
teren Stakeholder einverstanden. 
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Frage 3:  
Weshalb tritt der Stadtrat nicht gezielt gegenüber dem aktuellen armeefeindlichen Trend 
in diesem Entwicklungsprozess auf? 

Der Stadtrat sieht keinen allgemeinen armeefeindlichen Trend. Das VBS ist als Mieter und 
Grundeigentümer auf Augenhöhe in den Planungsprozess einbezogen. 

Die aktuelle Lösung ist das Ergebnis der Diskussionen des Stadtrats mit den unterschiedli-
chen Stakeholdern, wozu auch das VBS zählt. Der Stadtrat steht hinter dieser aktuellen Lö-
sung. 

Frage 4:  
Wie gedenkt der Stadtrat positiver und konstruktiver gegenüber der Armee aufzutreten 
und die im Kanton Aargau zuständigen militärischen Personen und Institutionen gleich-
wertig einzubinden? 

Siehe Frage 3. 

Marcel Bruggisser, Mitglied: Wir haben die Anfrage bereits im letzten November gestellt. 
Es ist natürlich ein Versehen, dass sie noch nicht traktandiert worden ist. Vielleicht aber 
zumindest aus Sicht des Stadtrates auch ein wenig sinnbildlich. Der Stadtrat weist in seiner 
Antwort immer wieder auf die Absichtserklärung zwischen Stadt, Kanton und dem VBS hin. 
Die erste stammt aus dem Jahr 2015, also aus einer Zeit, in welcher die Bedrohungslage 
eine ganz andere war als jetzt. Zwischenzeitlich hat der Kanton als Grundeigentümer den 
Waffenplatzvertrag mit dem VBS verlängert und damit ein Zeichen gesetzt. Er ist auf die 
Bedürfnisse und die Planungssicherheit der Armee eingegangen. Wir verstehen durchaus, 
dass der Stadtrat eine gewisse Irritation über das Vorgehen der Armee seit den ersten Ab-
sichtserklärungen zeigt. Das zeigt ja auch nur, dass die Armee von der internationalen 
Entwicklung selbst überrascht worden ist. Mit dem ewigen, beinahe beleidigten Hinweis 
auf die früheren Absichtserklärungen, die zu einer anderen Zeit erstellt worden sind, wird 
von uns aus gesehen aber wenig zu einer partnerschaftlichen Haltung beigetragen. Immer-
hin nehmen wir zur Kenntnis, dass der Stadtrat in der Antwort schreibt, dass das VBS auf 
Augenhöhe in den Planungsprozess einbezogen wird. Die Äusserungen des Stadtrats in 
der letzten Zeit deuten aber doch daraufhin, dass der Stadtrat den Bedürfnissen der Armee 
negativ gegenübersteht. Die Antwort auf unsere Anfrage ist wie üblich im Namen des 
Stadtrats erstellt worden. Die Lage kann man aber durchaus auch anders einschätzen. Ich 
habe an einer Veranstaltung im letzten Herbst Manfred Lucha gesehen. Er ist Minister für 
Soziales und Gesundheit des Landes Baden-Württemberg, Mitglied der Grünen und frühe-
rer Zivildienstleistender. Er hat wörtlich gesagt: "Wir müssen uns in einer nicht friedlichen 
Welt darauf besinnen, auf welchen Werten wir basiert sind und dass wir für diese, wenn 
nicht anders möglich, auch mit militärischen Mitteln einstehen müssten". Ich bin mir si-
cher, Manfred Lucha würde militärische Infrastruktur nicht leichtfertig loswerden wollen. 
Wir sind klar dafür, dass die Armee, sofern es denn ihren Bedürfnissen entspricht, weiter-
hin in Aarau bleibt. Gerade in der heutigen Zeit ist es wichtig, dass die Armee sichtbar ist 
und sie nicht weit weg von Wohngebieten auf der grünen Wiese platziert ist. Wir sind über-
zeugt, dass die gemeinsame zivile und militärische Nutzung für Aarau und für unser Land 
von grossem Nutzen ist. 
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Traktandum 4 

Anfrage Christoph Müller (SVP): Aktion Mobility-Gutscheine 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 29. Januar 2024 hat Einwohnerrat Christoph Müller eine 
Anfrage betreffend Aktion Mobility-Gutscheine eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt beantwortet werden: 

Frage 1:  
Mit welchen Aufwänden/Kosten und Erträgen rechnet der Stadtrat für diese Aktion? 

Mit der Mobility wurde eine für die Stadt sehr vorteilhafte Pauschale im tiefen fünfstelligen 
Bereich ausgehandelt. In der Pauschale inbegriffen sind auch Kosten für das Design der 
Kommunikationsmittel wie beispielsweise Flyer und Plakate. Anfang Januar wurde ein Fly-
erversand in alle Aarauer Haushalte durchgeführt. Der Druck der Flyer (Fasler Druck) kos-
tete CHF 1'061.55 und der Versand (Promopost) CHF 2'266.89. Die Gesamtkosten für den 
Flyerversand belaufen sich damit auf CHF 3'328.44. an. Da die Aktion bis im Juni läuft, 
können je nach Verlauf weitere Kommunikationsmassnahmen ergriffen werden. 

Für die Abklärungen, Telefonate und die drei Sitzungen mit Mobility ist ein interner Ar-
beitsaufwand von rund sieben Stunden angefallen. Sonstige Zahlungen, Verpflichtungen 
oder Forderungen wurden im Zusammenhang mit diesem Projekt nicht getätigt. 

Frage 2:  
Mit welchen Netto-Gesamtkosten rechnet der Stadtrat für diese Aktion? 

Siehe Frage 1. 

Frage 3:  
Wie wird der Stadtrat den Nutzen dieser Aktion messen resp. Auswerten? 

Im Rahmen der Gutscheinaktion lässt sich untersuchen, wie viele Bestandskunden den Gut-
scheincode einlösen und wie viele Neukunden sich für MobilityTEST anmelden. Vertiefende 
wissenschaftliche Analysen sind nicht geplant und würden den Rahmen dieser Aktion 
sprengen. Wissenschaftliche Studien belegen aber, dass ein Carsharing-Auto durchschnitt-
lich elf Privatautos ersetzt, wodurch der Fahrzeugbestand und der motorisierte Individual-
verkehr (MIV) reduziert werden können. Indem Carsharing-Nutzende vermehrt auf eigene 
Autos verzichten und überwiegend auf den öffentlichen Verkehr setzen, werden insgesamt 
weniger Treibhausgase ausgestossen. In welchem konkreten Ausmass diese Gutscheinak-
tion das Verkehrsaufkommen und den CO2-Ausstoss in der Stadt reduziert, kann nicht ab-
schliessend belegt werden. 

Frage 4:  
Wiese keine Gratis-Tickets für den Bus? 

Im Rahmen der Botschaft an den Einwohnerrat zum Postulat "Kostenlose Jahresabonne-
mente Carsharing" vom 25. Juni 2021 wurde festgehalten, dass anstelle von kostenlosen 
Carsharing-Jahresabonnementen, die Möglichkeit von Promo-Codes für die Nutzung von 
Carsharing geprüft wird. Entsprechend wurde diese Möglichkeit als Massnahme ins Akti-
onsprogramm 2023 der Kommunikationskampagne Weitsicht aufgenommen. Eine ähnli-
che Aktion mit Gratis-Tageskarten für den Bus ist durchaus denkbar. Eine solche Aktion 
hätte allerdings ungleich höhere Kosten zur Folge. 
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Christoph Müller, Mitglied: Ich danke dem Stadtrat für den Versuch, meine Fragen zu die-
ser Aktion der Mobility-Gutscheine zu beantworten. Ich sage Versuch, weil ich damit defi-
nitiv nicht zufrieden bin. Beim Lesen der Antwort auf die Frage nach den Kosten und Erträ-
gen ist mir gerade ein alter Sketch von Kliby und Caroline aus den Achtzigerjahren in den 
Sinn gekommen. Caroline hat Kliby erzählt, wie sie in der Fernsehkantine wahnsinnig 
günstig gegessen hat. Das Kotelett für 80 Rappen. Kliby war sprachlos, bis Caroline noch 
erzählt hat, dass die Rösti 16 Franken kostete. Der Stadtrat erzählt uns, dass die Gesamt-
kosten für den Flyer auf den Rappen genau 3’328 Franken und 44 Rappen sind. Ein biss-
chen weniger präzise ist man bei der Zeit. Aber wer will schon meckern, wenn man nur 7 
Stunden eingesetzt hat. Für mich ärgerlich ist aber die Tatsache, dass man die grösste 
Auslage - das ist die Zahlung an die Mobility – zwar als vorteilhaft herausstreicht, zum Be-
trag aber keine genauen Angaben machen will. Wir haben seit ein paar Jahren das IDAG. 
Das ist das Gesetz über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und das Ar-
chivwesen. Aber der Stadtrat hat immer noch das Gefühl, dass die Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler nicht wissen dürfen, wofür man das Geld ausgibt. Auf welches Gesetz stützt 
sich eigentlich der Stadtrat, damit er uns im Dunkeln lassen kann? Bitte behaupten Sie 
nicht, dass es in diesen Verträgen eine Geheimhaltungsklausel gibt. Es geht bei dem 
Thema nicht darum, was praktisch ist für Mobility und den Stadtrat, sondern die normalen 
Bürger hätten gerne gewusst, wie die Fakten aussehen. Wenig überraschend gibt es bei 
dieser Aktion auch nichts Substanzielles auszuwerten, weil man sofort merkt, dass die Ak-
tion garantiert nicht zu einer Reduktion des Individualverkehrs führt. Das kann man sogar 
mit einem formalen Induktionsbeweis zeigen. Die Zeit ist aber knapp und so lassen wir es. 
Die Aussage aber, dass wissenschaftliche Studien belegen, dass ein Carsharingauto im 
Schnitt 11 Privatwagen ersetzt, ist eindrücklich. Das beruhigt auf den ersten Blick natürlich 
auch. Aber nachdem auf zwei wissenschaftliche Studien verwiesen wird, hätte ich gerne 
gewusst, um welche Studien es sich handelt. Sonst ist das reine Wohlfühlpropaganda, wie 
man es in jedem Presse-Communiqué der Mobility lesen kann. Ich habe eigentlich beim 
Googeln keine solche Studie gefunden, die ich als seriös beurteile. Zusammengefasst kann 
ich sagen, dass ich es ein wenig schade finde, dass in diesem Basispaket 475 Franken 
keine Fussnoten mit Verweis auf diese Studien mit dabei sind. Wenn man Bezug auf sol-
che, sogenannte wissenschaftliche, Studien nimmt, dann wäre es schon angenehm, dies 
nachvollziehen zu können. 
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Traktandum 5 

Mündliche Anfrage Nicola Müller (SP): Totalrevision Personalreglement 

Nicola Müller, Mitglied: Ich habe eine spontane kleine Anfrage. Denjenigen Mitgliedern, 
die schon länger im Einwohnerrat sind, ist bekannt, dass wir im Jahr 2018 eine Totalrevi-
sion des Personalreglements gemacht haben. 

Als eines der ersten Gemeindewesen hat man in dieses Personalreglement auch soge-
nannte Whistleblowing-Bestimmungen aufgenommen. In der FGPK-Sitzung vom 5. Juni 
2018 war vor allem auch ein Thema, an welche Personen extern und intern man sich dann 
bei der Entdeckung eines Missstands wenden kann. Der Kommission ist damals vom Stadt-
präsidenten ein Merkblatt in Aussicht gestellt worden, mit dem Hinweis, an wen man sich 
intern und extern wenden kann. Solche Merkblätter sind sehr wichtig, damit sich die 
Rechtsunterworfenen eben auch an die richtigen Stellen wenden können. Ich verweise auf 
Seite 5 des Protokolls. Ich möchte gerne wissen, ob das Merkblatt tatsächlich erstellt 
wurde? Wenn ja, wo ist es abrufbar? Wenn nein, weshalb wurde es nicht ausgefertigt? Bis 
wann können wir mit der Erstellung rechnen? 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Dieser Punkt ist tatsächlich immer noch pendent. 
Wir werden aber bis im Sommer einen Vorschlag unterbreiten, welche Stelle als Whistleblo-
wingstelle eingesetzt werden kann. Danach werden wir die entsprechenden Merkblätter 
verfassen. 
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Traktandum 6 

Jahresbericht 2023 der Einwohnergemeinde 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 4. März 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgende Anträge: 
 
1. Der Jahresbericht für das Jahr 2023 sei gutzuheissen. 
2. Die Rechnung der Einwohnergemeinde Aarau für das Jahr 2023 sei zu genehmigen. 
3. Mit dem Jahresbericht 2023 seien folgende Motionen und Postulate des Einwohnerrates 

abzuschreiben: 

a) Postulat Petra Ohnsorg, Daniel Ballmer, Martina Niggli, Susanne Klaus-Günthart, 
Thomas Waldmeier, Alexander Umbricht, Peter Jann, Beatrice Klaus und Leona Klopfen-
stein: Vereinfachte Baubewilligungsverfahren für Wärmepumpen im Allgemeinen und 
Luftwasserpumpen im Speziellen vom 25. Juni 2021. 
 
b) Motion Peter Roschi und Christoph Waldmeier: Reglement über die Benutzung von 
Parkplätzen der Schulanlagen der Volksschule auf dem Gebiet der Stadt Aarau vom 27. 
Juli 2021. 
 
c) Postulat Yannick Berner: Digitalisierung der Stadtverwaltung vom 25. November 
2021. 

Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 30. April 2024 besprochen und empfiehlt 
einstimmig, den Jahresbericht 2023 gutzuheissen und die Rechnung 2023 zu genehmi-
gen. Den Abschreibungen der Postulate und der Motion stimmt die Kommission ebenfalls 
mehrheitlich zu. 

Die Jahresrechnung 2023 ist unterteilt in einen allgemeinen Teil mit Ausführungen zu den 
Legislaturzielen, der Erfolgsrechnung, Bilanz und Finanzkennzahlen und weiteren Finan-
zierungsinstrumenten. In einem zweiten Teil folgen dann die Produktegruppen. Der dritte 
Teil ist die Investitionsrechnung. Zum Schluss folgen dann die abzuschreibende Motion 
und die beiden Postulate. Die verschiedenen Teile des Jahresberichts inklusive die Rech-
nung sind inhaltlich eng miteinander verknüpft und ein Auseinandernehmen ist nicht im-
mer sinnvoll. Ich überlasse es aber den einzelnen Sprecherinnen und Sprechern der Frakti-
onen, ob sie ein Gesamtreferat halten möchten oder sich dann zu den separaten vier 
Teilen einzeln äussern möchten Die Abstimmungen folgen dann am Ende gemäss den An-
trägen des Stadtrats. Über die abzuschreibende Motion und die Postulate werden wir je-
weils separat abstimmen. Wir beginnen nun mit dem Votum von Beatrice Klaus für die 
FGPK. 

Beatrice Klaus, Mitglied: Die FGPK hat im Vorfeld ihrer Sitzung vom 30. April 2024 zahl-
reiche Rechnungen stichprobenweise geprüft und die einzelnen Produktegruppen des Jah-
resberichts detailliert unter die Lupe genommen. Sie hat in diesem Zusammenhang auch 
diverse Fragen an die Verwaltung gestellt und darauf eine Antwort erhalten. An ihrer Sit-
zung vom 30. April 2024 hat sie den Jahresbericht und die Jahresrechnung dann einge-
hend diskutiert. Einleitend haben Andreas Güller und Philipp Härri von der externen Revisi-
onsstelle, Gruber und Partner, ihren Bericht präsentiert und erläutert. Dieser wurde Ihnen 
zur Verfügung gestellt und Sie konnten diesen studieren. Im Anschluss standen Stadtpräsi-
dent Hanspeter Hilfiker, der Leiter der Abteilung Finanzen und Steuern, Marco Andreoli, 
und Controller Matthias Mundwiler der FGPK als Auskunftspersonen Rede und Antwort. 
Die Auskunftspersonen haben einleitend erläutert, dass die Rechnung 2023 leider nicht so 
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positiv ausgefallen sei wie in den Vorjahren. Es sei nicht ganz ideal, dass die Steuerprog-
nosen bei den natürlichen Personen nicht erreicht werden konnten. Die Auskunftsperso-
nen können diesbezüglich keine offensichtlichen Gründe festmachen. Es sei aber eine Tat-
sache, dass rund ein Drittel der erteilten rund 300 Baubewilligungen, die Erstellung von 
privaten PV-Anlagen und die Erneuerung von Heizungsanlagen betroffen hätten und viele 
dieser Investitionen steuerlich abzugsfähig seien. Bei den Steuern der juristischen Perso-
nen könne von einer Punktlandung gesprochen werden und in den kommenden Jahren 
werde sich auch die Steuergesetzrevision auswirken. Ausserdem habe der Wegfall der 
Steuern der NAB von rund 2 Millionen Franken bis jetzt noch nicht vollumfänglich kompen-
siert werden können. Die Auskunftspersonen betonen aber, dass in Bezug auf die Steuer-
einnahmen nicht in Panik verfallen werden dürfe. Zusätzlich haben sie erwähnt, dass nicht 
beeinflussbare Mehrkosten bei der Pflegefinanzierung entstanden seien. Dafür lege der 
Kanton die entsprechenden Grundlagen fest. Aufgrund der reduzierten Dividendenaus-
schüttung der Eniwa sei ausserdem der Finanzertrag um 1,7 Millionen Franken tiefer aus-
gefallen. Die übrigen Finanzerträge seien wie budgetiert eingegangen. Das betreffe auch 
den Ertrag des Anlagefonds. Die Kommission wollte unter anderem wissen, wann festge-
stellt wurde, dass das Ergebnis negativ ausfallen würde und ob man nicht Sparbemühun-
gen hätte einleiten können. Gemäss den Auskunftspersonen erfolgt die Rapportierung der 
Sollstellungen der Steuern monatlich. Man habe im Verlauf des Jahres gesehen, dass man 
nicht ganz auf Budgetkurs liege. Die Rückstellungen für die Altlastensanierungen seien 
erst im Dezember bekannt geworden und ein bisschen überraschend gekommen. Auf der 
anderen Seite sei absehbar gewesen, dass die Börsensituation gut ist und der Fondsertrag 
erreicht wird. Die Veranlagung der Steuern der juristischen Personen erfolge durch den 
Kanton, weshalb die Gemeinden keinen Aufschluss auf die Erträge haben. Häufig ergeben 
sich per Ende Jahr noch hohe Steuereingänge. Hingegen seien die Steuernachträge der na-
türlichen Personen geringer als erwartet ausgefallen. Ein laufendes Budget könne nicht 
während des Jahres korrigiert werden. Die Projekte seien ausgelöst und am Laufen. Eine 
Korrektur sei erst auf das Budget 2025 möglich. In Bezug auf die Jahresziele wurde aus 
der Mitte der Kommission unter anderem angesprochen, dass vielfach Ziele mangels Per-
sonalressourcen nicht erreicht werden konnten. Es stellt sich die Frage, ob das ein generel-
les Problem sei und wie die Situation aktuell aussehe. Die Auskunftspersonen haben infor-
miert, dass es im vergangenen Jahr gewisse Schwierigkeiten bei der Stellenbesetzung 
gegeben habe. Die Situation habe sich ein wenig gebessert. Ein Fachkräftemangel bestehe 
aber nach wie vor. Aus der Mitte der Kommission ist ausserdem festgestellt worden, dass 
von rund 50 Jahreszielen rund die Hälfte nur teilweise oder gar nicht erfüllt werden konn-
ten. Diesbezüglich haben die Auskunftspersonen mitgeteilt, dass sich der Stadtrat vorge-
nommen habe, künftig die Zahl der Ziele auf rund 30 zu reduzieren. Die Ziele konnten teil-
weise nicht erfüllt werden, weil Abhängigkeiten zu externen Partnern bestanden hätten 
und Dritteinflüsse vorhanden waren. Damit mein Votum nicht zu lange wird, habe ich in 
Bezug auf die Produktegruppen nur ein paar besonders interessante Antworten heraus-
pickt. Die restlichen konnten Sie im Protokoll der FGPK nachlesen. Bei den Produktegrup-
pen haben sich der FGPK unter anderem folgende Fragen gestellt: Bei der PG 02, zentrale 
Dienstleistungen, ist – weil das Leistungsziel "zeitgerechte Erstellung der Einwohner-
ratsprotokolle" nur zu 37,5 Prozent erfüllt werden konnte - die Frage gestellt worden, ob 
ein Bedarf an zusätzlichen Personalressourcen bestehe. Die Auskunftspersonen haben 
dazu festgehalten, dass grundsätzlich die personellen Ressourcen der Sektion Kanzlei 
über das ganze Jahr gesehen ausreichen, um alle Aufgaben zu erledigen. Die Kommission 
hat sich ausserdem darüber gewundert, dass – nachdem der Stadtrat auf eine Anfrage von 
2023 noch angab, dass in der Verwaltung eine unerklärte geschlechtsspezifische Differenz 
von 4,3 Prozent zulasten der Frauen bestehe – diese jetzt 1,7 Prozent mehr verdienen als 
die Männer. Die Auskunftspersonen haben diese Entwicklung damit erklärt, dass die letzte 
Lohngleichheitsanalyse aus dem Jahr 2021 teilweise durch Corona verzerrt gewesen sei, 
weil man zum Beispiel einzelne Berufsgruppen nicht in die Analyse einbeziehen durfte. 
Ausserdem seien in den Jahren zwischen 2021 und 2023 rund 180 Neuanstellungen ge-
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macht worden, welche offensichtlich keine geschlechtsspezifischen Lohndifferenzen nach-
weisen. Auf Hinweis auf die hohe Fluktuation haben die Auskunftspersonen erklärt, dass 
im Vergleich mit anderen Verwaltungen die Situation eher besser sei. Es bestehe aber im-
mer noch ein Nachfragemarkt, welcher mehr Interviews bedinge und den Prozess länger 
mache. Die Massnahmen, wie Fringe-Benefits, tragen aber zu einer Stabilisierung bei. Bei 
der PG 14, gesetzliche Beiträge, hat sich die Kommission erkundigt, welche Beiträge bei 
der Pflegefinanzierung zu leisten seien und aus welchem Grund die Kosten um 1.5 Millio-
nen Franken über Budget liegen. Die Auskunftspersonen haben erklärt, dass es sich bei 
der Pflegefinanzierung um gebundene Ausgaben handle, welche den Aargauer Gemeinden 
aufgrund des Pflegegesetzes und der Pflegeverordnung auferlegt werden. Die Verrech-
nung erfolge über die kantonale Clearingstelle und beinhalte Restkosten für ambulante 
und stationäre Pflege, wobei der Anteil der stationären Kosten den Löwenanteil an den Ge-
samtkosten ausmache. Der Regierungsrat setze den Tarif fest und die Ansätze seien zum 
Zeitpunkt der Budgetierung noch nicht bekannt. Die Restkosten seien abhängig von der 
Anzahl der Patientinnen und Patienten und den jeweiligen Pflegestufen. Diese unterliegen 
Schwankungen, sind nicht beeinflussbar und deshalb schwer budgetierbar. Zur PG 40, ge-
setzliche Sozialarbeit, stellte die Kommission die Frage, ob in den deutlich gestiegenen 
laufenden Fällen im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes die Zahlen des freiwilli-
gen Beratungsangebots der Stadt enthalten seien und ob der Anstieg auch mit einer ver-
mehrten Zuweisung von Fällen durch die KESB zusammenhänge. Die Auskunftspersonen 
haben erläutert, dass der Sektion KES ausschliesslich die Führung der gesetzlichen KESB 
Massnahmen unterliegen und freiwillige Beratungen nicht zu den Aufgaben der Sektion ge-
hören. Der Anstieg der Fallzahlen habe unter anderem mit der Übernahme der Mandate 
der Gemeinde Küttigen zu tun, generell aber auch mit der Anzahl von neu durch die KESB 
errichteten Massnahmen. Im Bericht wird erwähnt, dass Vakanzen beim Personal den Sach-
aufwand erhöht hätten, weil Leistungen von privaten Dienstleistern eingekauft werden 
mussten. Die Kommission wollte wissen, weshalb sich die Vakanzen ergeben haben. Die 
Auskunftspersonen haben erläutert, dass im Bereich der Sozialberatung und Leistungen 
Vakanzen aufgrund von Fluktuationen von Mitarbeitenden und Führungspersonen entstan-
den seien und in der Sektion KES durch Fluktuation und einem Langzeitausfall. Die Rekru-
tierung von geeignetem Personal gestalte sich anspruchsvoll. Bei der PG 50, Stadtpolizei, 
haben die Auskunftspersonen unter anderem erläutert, dass es anspruchsvoll gewesen sei, 
die SIP-Stellen zu besetzen und dass es zurzeit noch Vakanzen gäbe. Bei der PG 61, Baube-
willigungswesen, hat sich die FGPK erfreut gezeigt, dass die Indikatoren besser als bis 
jetzt eingehalten werden konnten. Die Auskunftspersonen haben bestätigt, dass alle va-
kanten Stellen besetzt werden konnten. In der Schlussdiskussion hat sich die Kommission 
mit dem Jahresbericht, und vor allem auch mit den prompten Antworten der Verwaltung 
auf Rückfragen, zufrieden gezeigt. Die FGPK beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, den 
Jahresbericht 2023 gutzuheissen und die Rechnung für das Jahr 2023 zu genehmigen. 
Ausserdem beantragt sie mit einer Mehrheit von 8 zu 2 Stimmen die Abschreibung des 
Postulats unter lit. a, sowie einstimmig eine Abschreibung der Motion unter lit. b, sowie 
des Postulats unter lit. c. Fabio Mazzara, Mitglied: Im Namen der Fraktion Pro Aarau und 
EVP/EW bedanke ich mich beim Stadtrat und bei der Verwaltung für die geleistete gute Ar-
beit im letzten Jahr. Wir erleben diese Arbeit in vielen Bereichen des Lebens in Aarau enga-
giert und initiativ, so dass man mit gutem Gewissen behaupten kann, dass sich die gute 
Lebensqualität in Aarau stetig noch verbessert. Das geschieht nicht einfach so. Dafür 
braucht es auch Ideen und Einsatzbereitschaft. Es gefällt uns auch, dass in Aarau teilweise 
auch mutige Sachen ausprobiert werden. Zum Beispiel Testläufe zur Veränderung und Ver-
besserung der Situation an der Bahnhofstrasse. Zwischenzeitlich hat die Testsituation zwar 
negative Erscheinungen gebracht. Es war eine Steilvorlage für alle, welche den Stadtrat und 
die Verwaltung liebend gerne mit Schimpf, Schande und Häme übergiessen. Wir begrüsse 
es aber, wenn uns ein Test zwischenzeitlich aufzeigt, dass etwas nicht umgesetzt werden 
kann. Das ist besser, als wenn man gar nichts macht und die schlechte Situation, wie wir 
sie seit Jahren haben, einfach so bleibt. Wir sind überzeugt, dass wir künftig eine deutlich 
bessere Situation haben werden. Stand heute sieht das gar nicht so schlecht aus. Es sind 



 

Sitzung vom 13. Mai 2024 

Seite 119  

uns aber auch negative Sachen aufgefallen. Noch immer können nicht alle offenen Stellen 
besetzt werden und die Fluktuation in der Verwaltung könnte geringer sein. Diesbezüglich 
appellieren wir, stetig an dieser Situation zu arbeiten, damit die Stadt eine gute Arbeitge-
berin ist. Weiter ist unsere Sportinfrastrukturstruktur seit vielen Jahren am Anschlag. Wir 
haben insbesondere zu wenig Sporthallen und Fussballplätze. In diesem Bereich sind wir 
leider aus verschiedenen Gründen unerfreulich langsam unterwegs. So sind auch die Legis-
laturziele zum Leichtathletikstadion Schachen, zur Sportanlage Winkel und zur Multifunkti-
onshalle Obermatt nicht erfüllt worden. Wir wünschen uns, dass es diesbezüglich vorwärts 
geht. Wir hoffen, dass der Stadtrat zur ebenfalls überfälligen Sanierung der Schachenhalle 
einen mehrheitsfähigen Vorschlag ausarbeitet. Zur finanziellen Situation: Der Abschluss 
2023 ist jetzt negativ ausgefallen. Das bereitet uns aktuell nicht so viele Sorgen. Wir müs-
sen auch nicht in Hektik verfallen. Ein Plus oder Minus von 5 Millionen Franken kann bei 
einem Umsatz von 174 Millionen Franken vorkommen und ist mit den geringeren Steuer-
einnahmen und unvorhergesehenen Rückstellungen für die Altlastensanierungen Ritzer 
und Kern gut erklärbar. Gut ist auch, dass wir ein schönes Polster im Sparkässeli haben 
und uns dieses ein wenig Sicherheit gibt. Seit ein paar Jahren zeichnet sich aber ab, dass 
die Rechnung mittelfristig nicht mehr aufgehen wird. Wir werden uns in Zukunft darüber 
unterhalten müssen, ob wir künftig mehr Einnahmen oder weniger Ausgaben generieren 
wollen oder beides. Wir sind der Meinung, dass die Aarauer Bevölkerung in der letzten Zeit 
relativ klar gesagt hat, was sie möchte. Das Budget ist jeweils haushoch angenommen 
worden, obwohl sich gewisse Stimmen eine Ablehnung aufgrund des vermeintlich zu ho-
hen Steuerfusses gewünscht haben. Im Weiteren ist der Ausbau von Leistungen und Inves-
titionen meistens auch sehr deutlich angenommen worden. Wir haben zum Beispiel Geld in 
das KIFF oder in die Tagesschule gesteckt. Wir haben aber auch den Arbeitsbereich Förde-
rung Frühe Kindheit mit einem Ja-Anteil von 67 Prozent verstetigt. Alleine dieser Ausbau 
kostet uns jährlich 1 Steuerprozent. Diese oder andere Leistungen sind gewünscht worden 
und sollen nicht gerade wieder abgebaut werden. Ebenso wollen wir künftig wichtige In-
vestitionen tätigen können. Zum Beispiel in die Verbesserung der Verbindung des Schei-
benschachens und Telli, in die Aufwertung des Aareraums Ost oder auch in die vielen ge-
nannten Sportinfrastrukturprojekte. Unsere Budgetdiskussion im Herbst führt der Stadtrat 
ja bereits jetzt. Diesbezüglich wünschen wir uns, dass er die Mehrheiten und Wünsche in 
der Bevölkerung registriert und uns ein entsprechendes Budget ausarbeitet. Die Fraktion 
Pro Aarau und EVP/EW kann die Rechnung und den Jahresbericht 2023 mit gutem Gewis-
sen gutheissen. 

Martina Niggli, Mitglied: Wir danken der Verwaltung für die saubere und sorgfältige Auf-
bereitung des Jahresberichts. In unseren Augen nimmt die Qualität des Berichts von Jahr 
zu Jahr zu. Die Kommentare sind meist selbsterklärend. Die relevanten Zahlen werden 
kommentiert und auch die Schreibfehler sind deutlich unter Vorjahresniveau. Die Bericht-
erstattungen aus den Sektionen sind flüssig zu lesen, teilweise sogar recht amüsant und 
die Fotos sehr stimmig. Aber auch inhaltlich ist der Jahresbericht eindrücklich. Er zeigt, 
wie viel in unserer Stadt geschieht, wie viele tolle Projekte initiiert und gefördert werden 
und was alles geleistet wird. Sei es beispielsweise im Sport, in der Kultur oder in der Stadt-
entwicklung. Das negative Jahresergebnis trübt die Freude natürlich. Die Analyse zeigt 
aber, dass auf der Aufwandseite nicht die gerade beispielhaft genannten Leistungen ver-
antwortlich sind, sondern ausserordentliche Rückstellungen für Altlastensanierungen in 
Millionenhöhe. Bezüglich diesen Rückstellungen konnten wir in der AZ ausführlich lesen, 
weshalb die Stadt zahlungspflichtig ist. In diesem Zusammenhang würde uns interessie-
ren, ob der Stadtrat Kenntnis davon hat, ob es weitere solcher Flächen mit potenziellen 
Altlastensanierungen gibt, für welche die Stadt aufkommen müsste. Auf der Einnahmen-
seite sind die Steuereinnahmen Schuld am schlechten Ergebnis. Vor allem diejenigen der 
natürlichen Personen. Ich kann mir den Seitenhieb nicht verkneifen und muss erwähnen, 
dass wir froh sind, dass wir den Steuerfuss für das diesjährige Budget nicht noch mehr ge-
senkt haben. Bei den juristischen Personen greift die Unternehmenssteuerreform noch 
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nicht vollumfänglich. Da ist vermutlich in den kommenden Jahren mit weiteren Steuerein-
bussen zu rechnen. Wir freuen uns auf die kommende Budgetdiskussion. Wir sind nämlich 
nicht bereit, die weitere Entwicklung von Aarau als attraktive Stadt mit ihrem vielfältigen 
Angebot in den unterschiedlichsten Bereichen zu schröpfen oder gar zu verhindern. Wir 
stehen hinter all diesen Leistungen und wir glauben, dass es ein Grossteil der Bevölkerung 
auch so sieht. Als letztes möchte ich noch auf einen eigentlich unwesentlichen Punkt ein-
gehen, welcher aber in unserer Fraktionssitzung zu diskutieren gab. In der PG 02, über die 
Berichterstattung der zentralen Dienstleistungen, wird von der Lohngleichheitsanalyse be-
richtet. Das Resultat zeige, dass die Frauen, unter Berücksichtigung der personen- und ar-
beitsplatzbezogenen Merkmale, 1.7 Prozent mehr verdienen als Männer. Zu dieser Studie 
würden uns die erhobenen Daten doch noch sehr interessieren. Vor allem konnten wir uns 
nicht wirklich schlüssig erklären, weshalb der Arbeitsplatz einen Einfluss auf den Lohn ha-
ben sollte. Die Fraktion der Grünen wird den Jahresbericht und die Rechnung einstimmig 
gutheissen, beziehungsweise genehmigen. Das Postulat der FDP und die Motion der Mitte 
/ EVP werden wir abschreiben. Das Postulat der Grünen, GLP, SP über die vereinfachten Be-
willigungsverfahren der Wärmepumpen jedoch nicht. 

Stefan Zubler, Mitglied: Auch im Namen der FDP-Fraktion danke ich dem Stadtrat und der 
Verwaltung wie jedes Jahr für ihre Arbeit und den wie immer sehr übersichtlichen und in-
formativen Jahresbericht. Es ist eine ungewohnte Situation. Nicht weil das Jahresergebnis 
wesentlich vom Budget abweicht, sondern weil das Jahresergebnis schlechter abschneidet 
als das Budget. Weiter zurück als ins Jahr 2014 werde ich nicht schauen, aber mindestens 
seit dann wurde das Budget bis jetzt immer übertroffen. Ein Ergebnis von 7 Millionen Fran-
ken unter Budget ist nicht schön, aber dank der guten Vermögenssituation sicher kein 
Beinbruch. Das Nettovermögen hat ja lustigerweise trotzdem um 1 Million Franken zuge-
nommen. In den Vorjahren durften wir jeweils die sehr hohe Budgetdisziplin der Verwal-
tung loben. Im Geschäftsjahr 2023 sehen wir, dass das Budget für den Sach- und übrigen 
Betriebsaufwand um rund 1 Million Franken überschritten wurde. Das ist grundsätzlich 
nicht erwähnenswert. Wenn man aber in den Details nachliest, trifft man auf einen Neben-
satz. Darin wird darauf hingewiesen, dass dieser Aufwand zu einem grossen Teil an Hono-
raren für externe Dienstleister liegt. Dort sei man 1.7 Millionen Franken über Budget gewe-
sen. Eine solche Abweichung erscheint uns dann doch so hoch, dass sie vielleicht mehr als 
einen Satz in der Begründung verdient hätte. In ein paar Produktegruppen wird nämlich 
mit Personalengpässen argumentiert. Diese Argumentation haben wir schon vorher im 
FGPK-Referat gehört und deshalb habe man externes Personal beiziehen müssen. Beim 
Personalaufwand gibt es aber gegenüber dem Budget eigentlich eine Punktlandung. Des-
halb genügt uns die Argumentation nicht wirklich. Kompensiert worden sind die Mehraus-
gaben dann mit Unterhaltsarbeiten an den Hochbauten. Ob damit effektiv etwas gespart 
werden konnte oder ob der Unterhalt einfach in den nächsten Jahren anfallen wird, werden 
wir dann sehen. Auf die Steuereinnahmen konnten wir uns in den letzten Jahren immer 
verlassen. Aber diese haben das Budget ebenfalls um 2.7 Millionen Franken verfehlt. Auch 
dazu fehlt im Bericht der Produktegruppe eine effektive Begründung. Auf Rückfrage hat es 
geheissen, dass man davon ausgeht, dass es an den vielen Baugesuchen und Bauprojekten 
für energetische Sanierungen und PV-Anlagen liegt. Ich hätte eigentlich erwartet, dass un-
ser Steueramt solche Abzüge vom steuerbaren Einkommen irgend auf eine Art in einer 
anonymisierten Statistik auswerten könnte, damit man diese Aussage auch mit Sicherheit 
vertreten könnte. Anscheinend ist das aber nicht möglich. Deshalb müssen wir uns mit 
Vermutungen begnügen. Wenn diese Vermutungen zutreffen, kann man sicher positiv fest-
halten, dass Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer in der Stadt Aarau in ihre Lie-
genschaften investieren und diese energetisch auf Vordermann bringen. Negativ ist, dass 
wir davon ausgehen müssen, dass sich die Auswirkungen sicher nicht nur auf eine Steuer-
periode beschränken werden. Für 2024 haben wir noch einmal knapp 2 Millionen Franken 
mehr Steuererträge für natürliche Personen budgetiert als jetzt im 2023. Das könnte also 
noch sehr sportlich im laufenden Jahresabschluss werden. Was im Vergleich zu einer Stadt 
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wie Baden ganz deutlich wird, ist die Wichtigkeit des lokalen Gewerbes und auch von juris-
tischen Personen in unserer Stadt. Die FDP-Fraktion fordert den Stadtrat auf, dass er seine 
eigene Strategie im Bereich Entwicklung als Wirtschaftsstandort konsequent vorantreibt 
und Anreize schafft, damit sich neue Unternehmen in Aarau niederlassen. Bezüglich unse-
ren Transformationsgebieten, wie zum Beispiel im Torfeld Nord, müssen wir festhalten, 
dass unsere BNO teilweise leider ganz andere Anreize setzt, nämlich für eine möglichst 
grosse Wohnnutzung. Deshalb haben wir vor kurzem auch einen Vorstoss zu diesem 
Thema eingereicht. Auch Fusionsgespräche mit Unterentfelden müssen wir offen angehen. 
So könnte sich die Stadt neue Entwicklungspotenzials sichern, gerade im Bereich Unter-
nehmen. Ich mache noch einen Hinweis zur Stadtpolizei. Seit langem ist der Bahnhof 
Aarau ein heiss diskutiertes Thema bei uns in der Stadt. Es erstaunt deshalb schon, wenn 
man im Jahresbericht liest, dass fast 15 Prozent weniger Kontrollstunden geleistet worden 
sind als budgetiert. Argumentiert wird wieder mit Ausfällen und nicht besetzten Stellen. 
Der Personalaufwand ist aber leicht über Budget. Aus meiner Sicht widerspricht sich das. 
Die FDP-Fraktion hat in den vergangenen Jahren jeweils gefordert, dass der Steuerfuss bei 
einem gleichbleibenden Leistungsangebot reduziert werden soll. Die Stadt konnte sich das 
damals locker leisten. Passiert ist in der Zwischenzeit leider das Gegenteil. Bis auf ein 
Alibi-Prozent ist der Steuerfuss unverändert geblieben und auf der Aufgabenseite ist man 
Jahr für Jahr grosszügiger gewesen. Das Ergebnis 2023 lässt uns noch nicht in Panik aus-
brechen, aber einige Entwicklungen sind doch beunruhigend. Gemäss Stellenplan hat sich 
die Anzahl Vollzeitstellen zwischen 2020 und jetzt, Ende 2023, um 9 Prozent erhöht. Im 
gleichen Zeitraum hat die Bevölkerung in Aarau um 2.4 Prozent zugenommen. Die Anzahl 
Steuerpflichtige sogar nur um 0.7 Prozent. Die gut 30 neuen Stellen, welche wir für dieses 
Jahr bewilligt haben, sind darin noch gar nicht eingerechnet. Wir sind sehr gespannt auf 
das vom Stadtrat angekündigte Monitoring und die Überprüfung dieser vielen Projekte, 
Strategien und Konzepte, die doch einige Ressourcen bei uns in der Stadt beanspruchen 
werden. Wir hoffen, der Stadtrat erkennt die Zeichen der Zeit und setzt den Fokus wieder 
stärker auf die wesentlichen Kernaufgaben unserer Stadt. Wir sind froh, dass sich die Be-
völkerung von Aarau für eine Schuldenbremse ausgesprochen hat. Trotzdem hoffen wir, 
dass nicht erst reagiert wird, wenn uns diese Schuldenbremse zu Sanktionen zwingt. Die 
FDP-Fraktion wird alle Anträge einstimmig unterstützen. Beim Postulat zur Wärmepumpe 
sind wir gespannt auf die Stellungnahme des Stadtrats und werden uns je nach dem ent-
scheiden. 

Nicola Müller, Mitglied: Ich kann mich natürlich auch im Namen der SP-Fraktion dem 
Dank meiner Vorrednerinnen und Vorredner für den gut aufbereiteten und wirklich sehr 
informativen Jahresbericht anschliessen. Der Bericht liefert wie jedes Jahr einen sehr guten 
Überblick über das Jahr 2023. Natürlich wollen wir den Jahresbericht aber nicht nur ver-
danken, sondern auch gebührend würdigen Bei den Jahreszielen sticht sofort ins Auge, 
dass viele dieser Jahresziele, etwa 50 Prozent davon, nicht, oder eben nur teilweise erfüllt 
werden konnten. Teilweise sind die Jahresziele auch nur knapp nicht im Berichtsjahr erfüllt 
worden. Die Erfüllungsquote war auch ein Thema in der FGPK. Der Stadtrat möchte jetzt 
offensichtlich über die Bücher gehen und künftig anstatt 50 nur noch knapp 30 Jahresziele 
definieren. Das ist im Ergebnis so sicher nicht falsch. Der SP-Fraktion ist es aber trotzdem 
wichtig zu betonen, dass grundsätzlich nichts dagegenspricht, trotzdem ambitioniert zu 
bleiben. Nur weil ein Jahresziel im Berichtsjahr nicht oder nicht ganz erfüllt wird, wird das 
Ziel dadurch nicht falsch oder gar unerreichbar. Wir möchten den Stadtrat deshalb ermuti-
gen, seine Ziele weiterhin hoch zu stecken, im Wissen darum, dass Ressourcen in der 
Stadt, namentlich die personellen Ressourcen, natürlich nicht unendlich sind. Zu den ein-
zelnen PGs möchte ich mich eigentlich relativ kurzhalten. Wir erleben und stellen mit 
Freude fest, dass in unserer Stadt sehr gut gearbeitet wird. Ob das jetzt die ausgezeichne-
ten Dienstleistungen sind, welche man im Stadtbüro erleben darf oder die hervorragenden 
Besucher und Abozahlen des Stadtmuseums beziehungsweise der Stadtbibliothek oder 
einfach die Tatsache, dass die Mitarbeitenden des Werkhofs unsere Stadt sichtbar sauber 
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und die Mitarbeiter der Stadtpolizei sie sicher halten. Auch die lange Liste der Projekte, 
welche die Sektion Stadtentwicklung betreut, hat uns sehr beeindruckt. Auch im Baubewil-
ligungswesen scheint man wieder back und track zu sein. Ganz allgemein nehmen wir 
aber auch zur Kenntnis, dass die immer noch sehr hohe oder eher hohe Fluktuation mitt-
lerweile die neue Realität sein dürfte. Das ist mit Blick auf den Nachfragemarkt, bis zu ei-
nem gewissen Grad sicher hinzunehmen. Uns ist es aber trotzdem wichtig zu betonen, 
dass man natürlich auch diesem Trend etwas entgegensetzen kann. Wo dies die Fringe-
Benefits nicht schaffen oder andere materielle Anreize, muss man auf immaterielle Anreize 
setzen. Konkret darf und sollte man in einer solchen Situation nie den Effekt von gebüh-
render Wertschätzung gegenüber den Leistungen der Mitarbeitenden vergessen oder un-
terschätzen. Allgemein ist auch eine gute Stimmung im Team immer sehr wichtig. Erstaunt 
hat uns, dass zurzeit offenbar kein Ausbau der Fachstelle Arbeit geplant ist. Gerade jetzt, 
wo Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber händeringend nach neuen Mitarbeitenden suchen, 
wäre das doch sinnvoll. Dass eine solche Investition in die Menschen sich letztlich eben 
nicht nur rein menschlich, sondern auch finanziell auszahlen dürfte, ist evident und be-
kannt. Beim KUK würden wir uns wünschen, dass wir dem Rückgang der Buchungsauslas-
tung im Januar und Dezember nicht einfach tatenlos zuschauen. Diesbezüglich dürften wir 
jetzt also auch aus sozialdemokratischer Sicht wirtschaftlich ein wenig agiler sein. Bei den 
Absenkpfaden in PG 17 und 18 ist ein gewisser Effekt mittlerweile nicht mehr von der 
Hand zu weisen. Letztlich müssen wir aber feststellen, to little, to late, es reicht so einfach 
nicht. Uns fehlt hier auch der stadträtliche Plan, wie man die Zahlen verbessern soll, damit 
wir die selbst gesteckten Ziele eben erreichen können. Im Zusammenhang mit der PG 41, 
freiwillige Sozialarbeit, möchten wir gerne auf das Ergebnis der Zwischenprüfung der Revi-
soren im Bereich FuSTA hinweisen. Dort heisst es, dass bei den Subventionen unbedingt 
möglichst schnell administrative Erleichterungen und Vereinfachungen umgesetzt werde 
sollten. Das ist ein grosses Bedürfnis der betroffenen Bevölkerung und es wird regelmäs-
sig an uns hingetragen. Wir erwarten eigentlich, dass man dieser Empfehlung der Revisi-
onsstelle jetzt das nötige Gewicht beimisst. Jetzt noch zur Rechnung an sich. Das Ergebnis 
der Rechnung macht uns natürlich auch nicht glücklich. Wir teilen aber grundsätzlich die 
Auffassung des Stadtrats und auch meiner Vorrednerinnen und Vorredner, dass der Um-
stand, dass nach vielen erfolgreichen Jahren jetzt einmal ein schlechteres kommt, noch 
kein Grund ist, in Panik zu verfallen. Aus sozialdemokratischer Sicht muss der Finanzhaus-
halt der Stadt auch ein wenig differenzierter angeschaut werden. Wenn zum Beispiel die 
Steuereinnahmen der natürlichen Personen nur deshalb nicht wie gewünscht eintreffen, 
weil viele steuerlich abzugsfähigen Investitionen in PV-Anlagen oder Erneuerungen von 
Heizungsanlagen erfolgt sind, ist das natürlich ganz in unserem Sinn und angesichts unse-
rer Klimaziele auch ein durchaus wünschbares Ergebnis. Demgegenüber schlägt die schäd-
liche kantonale Steuergesetzrevision dieses Jahr offenbar noch nicht voll zu Buche, aber 
sie macht es also schon. Man konnte es im Bericht lesen. Man hat es zwar gut budgetiert 
und den budgetierten Ertrag erreicht, aber wir haben gegenüber dem letzten Jahr 2.4 Milli-
onen Franken weniger Steuereinnahmen, also rund 4 Steuerprozent bei den Firmen ver-
zeichnen können. Die Steuergesetzrevision wird sehr wahrscheinlich ab nächstem Jahr voll 
einschenken und sie wird - wir vermuten ohne jeglichen positiven Effekt zu haben – die 
Stadt und ihre Bevölkerung voraussichtlich viele Steuermillionen kosten. Zusammenfas-
send lässt sich aber schon sagen, es sind letztes Jahr viele unglückliche Effekte zusam-
mengekommen, die zu einem schlechteren Ergebnis geführt haben. Wir haben es gehört, 
die höheren Rückstellungen für die Altlastensanierung, die kleinere Dividende der Eniwa 
etc. Aus diesen lässt sich noch kein strukturelles Problem ableiten, auch wenn andere Um-
stände, wie zum Beispiel die höheren Kosten für die Pflegefinanzierung, wohl nicht ein ein-
maliges Phänomen bleiben dürften. Sollte sich aber ein negativer Trend einstellen und 
muss in absehbarer Zeit sogar die Schuldenbremse greifen, ist es uns wichtig, dem Stadt-
rat folgende Botschaft mitzugeben: Die Schuldenbremse ist gutgeheissen worden, aber 
mit einem Ja-Stimmenanteil von rund 53 Prozent. Diesen demokratischen Entscheid gilt es 
zu respektieren. Gleichzeitig muss man aber konstatieren, dass die Schuldenbremse je-
denfalls nicht von der breiten Bevölkerung getragen wird, sondern nur von einer knappen 
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Mehrheit. Die verabschiedete Schuldenbremse hat aber – und darum geht es uns vor allem 
– nicht nur einen, sondern zwei Sanktionsmechanismen. Der Stadtrat wäre gut beraten, 
wenn er sich angesichts der heutigen politischen Realitäten in Aarau für den richtigen die-
ser beiden Sanktionsmechanismen entscheiden würde, wenn die Schuldenbremse dereinst 
ein Thema werden sollte, was wir natürlich nicht hoffen. Zu den Abschreibungen der Vor-
stösse. Wir sind grundsätzlich mit den Abschreibungen einverstanden, mit Ausnahme der 
Abschreibung des Wärmepumpen-Postulats. Auf die Begründung verzichte ich jetzt. Diese 
überlasse ich Alexander Umbricht. Ich würde mir erlauben, mein Votum mit zwei Fragen 
an den Stadtrat zu schliessen, welche in der Diskussion des Berichts in der Fraktion noch 
aufgekommen sind. Offenbar soll die letztjährige Umnutzung des Parkplatzes Mühlematt 
ein befristetes Projekt gewesen sein und im 2024 nicht wiederholt werden. Urs Winzenried 
hat dazu auch schon einmal eine Anfrage gemacht. Uns würden die Gründe interessieren. 
Ist das Projekt evaluiert worden und gibt es einen entsprechenden Evaluationsbericht? Auf 
Seite 159 des Berichts heisst es zum Postulat von Fabio Mazzara zum Thema Demokratie 
stärken: Das Instrument Bevölkerungsanliegen soll – nach der Inkraftsetzung der revidier-
ten Gemeindeordnung – öffentlich bekannt gemacht werden. Die geänderte Gemeindeord-
nung ist jetzt unseres Wissens in Kraft. Welche Massnahmen sind konkret für wann ge-
plant? Ich danke für die Aufmerksamkeit und auch für die Beantwortung unserer Fragen. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Mit bestem Dank und grosser Wertschätzung für die Arbeit 
aller bei der Rechnungslegung involvierten und verantwortlichen Personen heisst die SVP-
Fraktion den Jahresbericht und die städtische Rechnung 2023 gut und wird, wie vom 
Stadtrat empfohlen, der Abschreibung der beantragten drei politischen Vorstösse zustim-
men. Ich halte mich bei der Würdigung der Jahresrechnung 2023 relativ allgemein. Dass 
die Jahresrechnung 2023 mit einem Verlust abschliesst, sieht die SVP, angesichts der vo-
rangegangenen sieben Jahre in Folge, 2016 bis 2022, mit überaus fetten Gewinnen, als 
nicht weiter tragisch. Es zeigt doch eine Realität sehr gut auf, nämlich, dass Bäume nicht 
in den Himmel wachsen und das ist gut so. Der 2023 eingefahrene und vollumfänglich ver-
kraftbare Verlust relativiert sich zu dem. Es ist schon erwähnt worden, dass er in hohem 
Mass vom Sondereffekt von nicht budgetierten Rückstellungen für Altlastensanierungen im 
Umfang von 3.3 Millionen Franken beeinflusst worden ist. Eher eine kosmetische Korrek-
tur, welche am Schluss den Verlust auch noch ein wenig erhöht hat, bildet die Einlage von 
einer halben Million Franken aus dem Anlagefonds in die Schwankungsreserve. Dieser hat 
nämlich besser abgeschlossen als budgetiert, nämlich eine halbe Million Franken besser. 
Wir können festhalten, Geld ist in Aarau nach wie vor genügend vorhanden. Die Steuerein-
gänge sind auf einem weiterhin sehr hohen Niveau. Wir haben eine hohe Investitionstätig-
keit und die Zunahme des Nettovermögens beträgt innerhalb eines Jahres gut 1 Million 
Franken. Wir haben also in der Stadt weiterhin keinerlei Einnahmenprobleme. Aber ein un-
schönes und letztlich schädigendes Ausgabenproblem. In den letzten Jahren ist der be-
triebliche Aufwand kontinuierlich und leider viel zu übermässig gestiegen und zwar verur-
sacht durch die übermächtige linke Politik. Entsprechend trägt Mitte-Links dafür die 
Verantwortung. Es wird uns immer wieder gesagt, dass viele Faktoren nicht beeinflussbar 
seien. Das ist so, aber wir haben doch auch einen Gestaltungsspielraum, den wir beeinflus-
sen können. Leider beeinflussen wir diesen durch die linke übermächtige Politik immer nur 
auf einer Seite, nämlich mit einer Zunahme. Das macht sich am Schluss in der Rechnung 
bemerkbar. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir vor nicht allzu langer Zeit das Budget 
für das Jahr 2024 mit einer riesigen Verwaltungsaufblähung von beinahe 30 Stellen bewil-
ligt haben. Es wurde bereits erwähnt, dass der Verwaltungsaufwand im Verhältnis zur Be-
völkerungszunahme zu hoch ausfällt. Der Revisionsbericht von Gruber und Partner macht 
nach unserer Meinung eine sehr wichtige Aussage und gibt eine Empfehlung ab. Diese lau-
tet wortwörtlich: Spätestens mit dem Budget 2025 ist die Steigerung des Nettoaufwandes 
zu reduzieren und dem Wachstum des Fiskalertrages anzupassen. Diese Empfehlung ist 
ernst zu nehmen, vor allem auch vom Stadtrat. Der Stadtrat ist in der Verantwortung, uns 
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schon relativ bald wieder ein nächstes Budget vorzulegen. Korrekturen sind viel schwieri-
ger als Aufblähungen und Reduzierungen. Umso mehr ist es unser Anliegen, dass der 
Stadtrat in der Budgetplanung 2025 die Angemessenheit von Ausgaben und Investitionen 
neu prüfen und auch auf die folgenden Eckpunkte abstimmen wird, nämlich, dass sie not-
wendig, dringlich, zweckmässig und wirtschaftlich sind. Das ist vielfach nicht der Fall. Wir 
haben sehr viele Wunschprojekte und nicht alles, was wir uns und auch die Stimmbürger 
wünschen, ist letztlich erfüllbar. Dass man vermehrt wieder die Ausgabensituation an-
schaut und diese auch wieder in korrekte Bahnen leitet, wurde in den letzten Jahren ange-
sichts der übervollen Stadtschatulle vernachlässigt. Zurück zu mehr Bescheidenheit wäre 
eine gute Sache. Wir sind wirklich gespannt, wie die Empfehlung von Gruber und Partner 
vom Stadtrat umgesetzt wird und wir sind ebenso gespannt, wie im Herbst die Debatte 
hier drin im Rat verläuft, wenn es um das Budget 2025 geht. Wir freuen uns darauf. Wir 
werden jegliche Gelüste nach Steuerfusserhöhung bekämpfen. Es ist richtig, dass das 
Stimmvolk bis jetzt alle Budgets genehmigt hat. Hier drin ist aber allen bewusst, dass Bud-
gets, welche eine Steuerfusserhöhung beinhalten, beim Volk einen schweren Stand haben. 
Spätestens, wenn es darum geht, mehr Steuern zahlen zu müssen, werden die Leute viel-
leicht ein wenig genauer hinschauen. Wir erwarten vom Stadtrat, dass er die Empfehlungen 
von Gruber und Partner im nächsten Budget umsetzt und genehmigen die Jahresrechnung 
2023 gemäss Vorlage. 

Alexander Umbricht, Mitglied: Denken Sie nicht an rosarote Elefanten. Wenn ich das 
FGPK-Protokoll lese, finde ich das einen interessanten Vergleich. Spätestens wenn ich es 
gelesen habe, habe ich das Gefühl, dass ich Panik habe, weil es mehrfach erwähnt wurde, 
keine Panik zu haben. Also denke ich nicht an Panik, denke ich nicht an rosarote Elefanten. 
Aus Sicht von GLP/Mitte kann ich das nur bestätigen, aber man muss hinschauen. Zuerst 
einmal gibt es sicher zu berücksichtigen, dass es in der Natur eines Budgets – welches auf 
0 kalibriert wird – liegt, zwei Varianten zu haben. Entweder hat man zu viel oder zu wenig 
eingenommen oder zu viel ausgegeben. In beiden Fällen ist es natürlich nicht optimal. 
Dass man aber genau das 0 plus-minus trifft, ist sehr unwahrscheinlich. Es wurde jetzt 
schon mehrfach ausgeführt, dass wir schon viele gute Jahre hatten. Für uns ist die Lang-
fristperspektive wichtig. Dazu gibt es meines Erachtens zu sagen, dass die Aarauerinnen 
und Aarauer beides wollen. Sie wollen viele Leistungen auf gutem Niveau, aber selbstver-
ständlich wollen sie auch einen angenehmen Steuersatz, was das auch immer genau 
heisst. Das traf bis anhin zu, weil wir einfach viel Vermögen haben, welches eine gute Re-
serve bildet und uns eine gute Kreditwürdigkeit gibt. Dieses Vermögen gibt uns auch jedes 
Jahr zusätzliches Vermögen im Sinne von Zinserträgen etc. In der Langfristperspektive ist 
es uns wichtig, auch weiterhin gut darauf zu achten. Das ist ein Vorteil, der zum Beispiel 
die Gemeinde Buchs sicher nicht hat. Für uns wichtiger in dieser Langfristperspektive ist 
auch nicht irgendwelcher Kulturbeitrag von 10’000 Franken für den Verein X oder die Teil-
ausgabe von 5’000 Franken Y. Ein grosser Hebel ist aus unserer Sicht die Schulraumpla-
nung. Diesbezüglich sprechen wir dann nicht von 2 oder 3 Millionen Franken, sondern von 
100 Millionen/150 Millionen Franken. Wir sind überzeugt, egal wie die Schulraumplanung 
aussieht, dass uns diese mehrere Millionen Franken weniger kosten wird, wenn die Pla-
nung gut erfolgt, man die richtigen Projekte wählt und speditiv unterwegs ist, als wenn 
man eine teure über mehrere Jahre wirkende Überbrückungsbaute oder teure Instandhal-
tungen finanzieren müssten. Uns ist es deshalb hinsichtlich des nächsten Budgets wichtig, 
dass man wirklich diese Schulraumplanung sehr genau anschaut, auch nicht nur dieses 
Jahr. Ich muss ja etwas zu WOSA sagen. Diesbezüglich möchte ich schon darauf hinweisen, 
dass dies Wirkungs- und Leistungsziele sind. Diese gibt der Einwohnerrat vor. Wenn man 
dann mehr als 100 Prozent danebenliegt – man hätte zum Beispiel 36 Prozent erreichen 
sollen, aber man liegt nur bei 84 Prozent der Treibhausgasemissionen - gibt es 2 Varian-
ten für das nächste Budget. Man begründet, weshalb die Zahlen anders lauten müssten. 
Dann ist es Sache des Einwohnerrates, diese zu akzeptieren oder nicht, oder man vertritt 
die Meinung, dass es gewisse Dinge braucht und der Entscheid darüber liegt wieder beim 
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Einwohnerrat. Das sind nicht einfach Guidelines und irgendwelche informativen Zahlen, 
von welchen man einfach ein wenig abweichen oder gar 100 Prozent danebenliegen kann. 
Das sind Vorgaben des Einwohnerrats. Etwas ausführlichere Begründungen und etwas we-
niger lapidar wäre hilfreich, insbesondere wenn es um grössere Abweichungen geht. Zur 
Abschreibung der Postulate werde ich mich nachher noch kurz separat äussern. Aufgrund 
dieser Diskussion möchte ich mich hier noch zur Demokratie äussern. Die Schulden-
bremse ist angenommen worden und Demokratie ist binär, ob sie mit 50.01 oder 99.99 
Prozent angenommen worden ist. Diese gilt und es ist nicht relevant, ob sie mit 51 oder 
99 Prozent angenommen worden ist. Dasselbe gilt für Budgets, welche in der Regel mit 75 
Prozent Plus angenommen werden. Wenn dann einmal ein Budget nicht angenommen 
wird, weil vielleicht eine Steuererhöhung darin enthalten ist, ist dieser Entscheid auch zu 
würdigen. Der Steuerfuss ist nicht relevant, aber man darf auch nicht einfach sagen, die 
linke Übermacht ist so halb diktatorisch unterwegs. Die linke Übermacht ist von der Bevöl-
kerung gewählt, ob das allen gefällt oder nicht. Auch diese Tatsache gilt es zu respektie-
ren. Das ist auch ein demokratischer Prozess. Wir danken dem Stadtrat und der Verwal-
tung, dass das Budget und auch die langfristige Planung im Auge behalten wird, insbe-
sondere in der Schulraumplanung. Dann werden wir auch keinen Grund zur Panik haben. 
Wir werden die Anträge gutheissen und genehmigen und zwei von drei Vorstössen ab-
schreiben. 

Fabio Mazzara, Mitglied: Vorgängig wurde von der Aufstockung von rund 30 Stellen ge-
sprochen. Dazu möchte ich präzisieren, dass dannzumal 27 Stellen aufgestockt wurden, 
wovon 19 Stellen die Stadt Aarau betreffen. Alle anderen betreffen Leistungen von anderen 
Gemeinden in unserer Verwaltung. Deshalb ist es eigentlich korrekt, von 19 Stellen zu 
sprechen. Diese Stellenprozente belasten unser Budget und diese Kosten müssen wir tra-
gen. Die restlichen 8 Stellenaufstockungen betreffen andere Gemeinden und werden die-
sen belastet. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da es keine weiteren Äusserungen zum ersten Teil gibt, ge-
langen wir zu den Produktegruppen. Wer möchte sich äussern zu 

PG 01 Politische Führung bis PG 05 Regionales Zivilstandsamt – keine Meldung 

PG 10 Steuern bis PG 18 vermietete Liegenschaften – keine Meldung 

PG 20 Kultur bis PG 46 Pflegeheime – keine Meldung 

PG 50 Stadtpolizei bis PG 73 Bestattungswesen – keine Meldung 

Philippe Kühni, Mitglied: Ich habe eine Frage zur Kamera am Zollrain, welche in der Ver-
gangenheit sehr schöne Erträge eingespielt hat. Diese wurde abgebaut und auf einen Wie-
deraufbau verzichtet. Weshalb hat man das gemacht? 

Silvia Dell'Aquila, Stadträtin: Die Kamera wurde nicht mehr dort montiert. Einerseits 
musste man sie auswechseln. Andererseits wurde aufgrund verschiedener Gründe auf eine 
erneute Montage verzichtet, auch aus rechtlichen Gründen. 

Philippe Kühni, Mitglied: Die Erträge beliefen sich auf ca. 250'000 Franken pro Jahr. So-
mit würde sich ein gewisser baulicher Aufwand lohnen. Hinsichtlich der rechtlichen 
Gründe stellt sich die Frage, ob man in der Vergangenheit widerrechtlich unterwegs war. 
Ich hatte die Meldungen – gerade gegenüber anderen Städten – so interpretiert, dass 
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Aarau eben korrekt unterwegs war, weil keine automatische Nummernauswertung ge-
macht wurde, sondern nur manuelle. Ist das falsch so? 

Silvia Dell'Aquila, Stadträtin: Das ist so nicht falsch. Von daher konnte man die Kamera 
schon einsetzen. Die Kamera hatte mit dem Bussenverfahren etwas zu tun, wie man die 
Bussen erstellt hat. Es ist auch eine Streitfrage, wie die Kamera wirklich eingesetzt werden 
soll. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zur Investitionsrechnung. Da das Wort dazu 
nicht verlangt wird, kommen wir zu den abzuschreibenden Postulaten und Motionen. Das 
erste Postulat wäre a) von Petra Ohnsorg, Daniel Ballmer, Martina Niggli, Susanne Klaus-
Günthart, Thomas Waldmeier, Alexander Umbricht, Peter Jann, Beatrice Klaus und Leona 
Klopfenstein: Vereinfachte Baubewilligungsverfahren für Wärmepumpen im Allgemeinen 
und Luftwasserpumpen im Speziellen. Dazu wird das Wort von Alexander Umbricht ver-
langt. 

Alexander Umbricht, Mitglied: Das bereits erwähnte Postulat beinhaltet eigentlich zwei 
Forderungen. Einerseits, dass sich die Stadt beim Kanton für ein einfaches Verfahren ein-
setzt und andererseits, dass man auch prüft, wie die internen Abläufe sind und Optimie-
rungen vorgenommen werden, weil man weiss, dass oftmals solche Projekte daran schei-
tern, weil der Aufwand einfach viel grösser und die Hürden viel höher sind, als wenn man 
einfach einen Gas- oder einen Ölersatz bei einer Heizung macht. Es geht darum, die Hürde 
zu senken. Der Einwohnerrat hat im Dezember 2021, an der letzten Sitzung der letzten Le-
gislaturperiode, mit über 40 Stimmen das Postulat überwiesen. In der kurzen Begründung 
in der Rechnung finde ich einfach nur einen Hinweis, dass der Kanton jetzt ein einfacheres 
Verfahren hat. Ich habe aber keinen einzigen Satz und keinen einzigen Hinweis dazu ge-
funden, ob die Stadt die eigenen Abläufe angeschaut hat und ob und was vorgekehrt 
wurde. Es wurden von den Votantinnen und Votanten im 2021 diverse Muster in Erinne-
rung gerufen, weshalb das Ganze eben doch nicht so einfach ist bei der Stadt, wie man es 
sich wünschen würde. Eine Forderung wurde beantwortet, die andere meines Erachtens 
nicht. Deshalb wollen wir das Postulat nicht abschreiben, sondern sichergehen, dass die 
Stadt ihre Abläufe optimiert hat. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Gibt es Wortmeldungen zur Motion b) von Peter Roschi und 
Christoph Waldmeier: Reglement über die Benutzung von Parkplätzen der Schulanlagen 
der Volksschule auf dem Gebiet der Stadt Aarau, oder zum Postulat c) von Yannick Berner: 
Digitalisierung der Stadtverwaltung. Dies ist nicht der Fall. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Ich bedanke mich für die im Grundsatz doch posi-
tive Aufnahme, mindestens hinsichtlich des Informationsgehalts und den Darstellungen im 
Jahresbericht 2023. Die Rechnung ist nicht gut, das müssen wir akzeptieren. Wir haben ei-
nen Verlust gemacht und wir liegen auch deutlich hinter dem Budget, was nach vielen Jah-
ren mit positiven Rechnungsabschlüssen nicht so schlimm ist, wenn man jetzt auch die 
richtigen Massnahmen ergreift. Es ist wohl unbestritten, dass es tatsächlich auch Massnah-
men braucht, weil wir natürlich Entwicklungen auf der Ausgabenseite und Entwicklungen 
auf der Einnahmeseite haben, die einfach nicht miteinander korrespondieren. Somit 
braucht es bei jeder Rechnung, bei jedem Budget irgendwann Massnahmen, welche das 
Ganze in Übereinstimmung bringen. Darüber wurde ausführlich diskutiert. Wir haben sehr 
viele Fragen im Vorfeld beantwortet. Wir haben zu den Steuern Stellung genommen. Ich 
bin überzeugt, dass die sehr vielen kleinen Baugesuche, welche auch schnell umgesetzt 
werden konnten, massgebend waren. Wir hatten über 300 Baugesuche, Bei mehr als 1/3 
davon handelte es sich tatsächlich um einen Heizungsersatz und PV-Anlagen. Gerade bei 
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den PV-Anlagen konnten wir eben nicht nur 44 PV-Anlagen im ordentlichen Bewilligungs-
prozess bewilligen, wir haben auch noch 25 PV-Anlagen einfach im Meldeverfahren quasi 
durchgewunken. Ein Beispiel, wie wir eben Prozesse bei uns mit dem vollständigen Perso-
nalbestand, den wir im letzten Jahr wieder erreicht haben, beschleunigen konnten. Zusätz-
lich haben wir bei der Luftwasser- und bei der Sohle-Wasser-Wärmepumpe 63 Bewilligun-
gen in einem Jahr ausgesprochen. Insgesamt sind das also über einen Drittel aller Bauge-
suche, die tatsächlich in diesen zwei Bereichen aufgelegen und bewilligt worden sind. Ich 
glaube, das ist auch ein Zeichen für die Effizienzsteigerung in diesem Bereich. Das sind al-
les relativ kleine Investitionen, welche alle vollständig von den Steuern abgezogen werden 
können. Wir wissen, dass wir mit 40 Prozent Eigenheimbesitzern recht viele Einfamilien-
häuser haben. Das sind diejenigen Leute, die dann auch die entsprechenden Abzüge vor-
nehmen können. Es gibt bei der Einschätzung der Steuern keine andere Indikation. Wir ha-
ben weder grosse Wegzüge von Personen, noch haben wir neue Zugänge gehabt, welche 
besonders relevant gewesen wären. Es gab auch keine Indikation, welche beispielsweise 
jetzt im Jahr 2023 speziell für die PK Nachzahlung hätte gemacht werden müssen. Wir sind 
eigentlich überzeugt, dass eben die Investitionstätigkeit, die auch sichtbar gewesen ist, 
wenn man durch die Quartiere gefahren ist, ein entscheidender Grund für die knapp 3 Mil-
lionen Franken weniger Steuern von natürlichen Personen war. Das heisst aber gleichzeitig 
auch, dass genau der gleiche Effekt mit Sicherheit im 2023 stattgefunden hat, vielleicht 
sogar noch etwas stärker, weil dort sogar noch einmal mehr Gesuche vorlagen. Dies wird 
sich erst in der Rechnung 2024 auswirken. Davon betroffen ist natürlich auch das 2024, 
welches dann erst im nächsten Jahr abgerechnet wird. Wir haben gemerkt, dass die Anzahl 
der Baugesuche ein wenig zurückgegangen ist. Das sind wichtige Erkenntnisse, was die 
Steuern der juristischen Personen anbelangt. Wir haben im Moment nicht viele Zuzüge. Wir 
befassen uns intensiv mit diesem Thema. Wir machen neue Gefässe und wir hoffen, dass 
wir bald auch einen wichtigen Neuzuzug hier in Aarau kommunizieren können. Wir sind 
natürlich im Bereich der Wirtschaftsförderung nicht untätig. Man hängt aber auch nicht im-
mer gleich alles an die grosse Glocke. Wir haben das Personal angesprochen. Es trifft zu, 
dass wir Fluktuationen haben, aber die Fluktuation ist im Verhältnis zum Jahr vorher zu-
rückgegangen. Wir sind in einem ganz klaren Nachfragemarkt, was Personal angeht. Wir 
haben sowohl beim regulären Personal in unserer Verwaltung, wie auch bei den Pflegehei-
men, die wir separat führen und in welchen wir traditionell eine höhere Fluktuation haben, 
eine geringere Fluktuation. Nicht nur als im Vorjahr, sondern auch im Schnitt. Das ist ein 
Zeichen für uns, dass die Rekrutierungsmassnahmen funktionieren. Wir haben in wichti-
gen Bereichen wichtige Stellen neu besetzen können, von der IT über den Hochbau und 
den Tiefbau. Wir haben aber immer noch Bereiche, bei welchen Stellen nicht besetzt wer-
den konnten. Beispielsweise bei der Polizei und der SIP. In diesen Bereichen gibt es immer 
Fluktuationen. Das hängt auch mit personellen Änderungen in der Führungscrew zusam-
men. Wir haben in den letzten Jahren aber neue Anreize geschaffen, die das Personal posi-
tiv beeinflussen soll. Wir wissen, dass wir vom Spektrum der Aufgaben sehr attraktiv sind. 
Es gibt kaum Unternehmen in dieser Grösse, welche ein solch breites Spektrum an Funkti-
onen haben. Wenn wir vom Tierpark bis hin zum Krematorium und zum Weinberg und in 
der Verwaltung den Steuerexperten, den Bauexperten, den Tiefbauexperten in der Stadt-
verwaltung haben, ist das eigentlich sehr attraktiv. Das ist der Grund, dass eben auch 
Leute, die beispielsweise in Zürich wohnen, bei uns arbeiten möchten, obwohl wir genau 
wissen, dass wir lohnmässig mit Zürich oder auch mit dem Kanton oder dem Bund nicht 
konkurrenzieren können. Wir können mit der Attraktivität der Arbeit mitten in der Stadt in 
einem überschaubaren Team konkurrenzieren, in welchem eben auch Funktionen breit ab-
gedeckt werden können. Wir haben Fringe Benefits-Pakete neu eingeführt. Wir haben die 
Lohnklassen geglättet und dafür gesorgt, für jüngere Personen mehr zahlen zu können, 
damit wir eben attraktiver sind als Arbeitgeberin. Wir haben die Lohnentwicklung eigent-
lich mit 2 1/2 Prozent Lohnsummensteigerung auch auf dieses Jahr hin in einem guten 
Schnitt umsetzen können. Wir sind sehr daran interessiert, dass wir auch einen Teuerungs-
ausgleich zahlen können. Das haben nicht alle öffentlichen Verwaltungen in den letzten 
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Jahren gemacht. Wir haben das sichergestellt. Hinsichtlich der Logib-Analyse haben wir re-
lativ ausführlich berichtet, weshalb wir im ersten Coronajahr ganze Gruppen gehabt ha-
ben, welche bei uns gar nicht angestellt waren und ein wenig zu einer Verzerrung geführt 
haben. Das waren zum Beispiel die eher männlichen KUK-Angestellten mit einem Teilzeit-
pensum, welche wir in der Coronazeit gar nicht angestellt haben, die nachher aber wieder 
angestellt wurden, weil das KUK den Betrieb wiederaufnahm. All diese Effekte haben dazu 
geführt, dass der sich schon in der ersten Messung in der Bandbreite befindende Wert von 
ca. 4 1/2 Prozent, von welchem wir zu Gunsten der Männer abgewichen sind, bei der zwei-
ten Messung dann eben 1 1/2 Prozente zu Gunsten der Frauen ausgefallen ist. Das konn-
ten wir abschätzen. Wir haben aber trotzdem die Analyse freiwillig ein zweites Mal durch-
geführt und diese hat sich so bestätigt. Es wurden viele weitere Punkte festgestellt, bei-
spielsweise die Zielsetzungen. Wir haben in den letzten Jahren jedes Jahr ein wenig mehr 
Ziele dazu genommen und irgendeinmal wird es zu viel. Wenn die eine oder andere Ab-
hängigkeit gegeben ist, dann ist das auch nicht mehr wahnsinnig realistisch. Es hat aber 
nichts mit der Ambitionierung dieser Ziele zu tun. Selbstverständlich wollen wir ambitio-
nierte Ziele. Deshalb wäre es kein gutes Zeichen, wenn wir 100 Prozent der Ziele erreichen 
würden. Entsprechend ist es wichtig, dass wir ein gutes Mass behalten. Wir haben gesagt, 
pro Ressort, pro Bereich sollten wir vielleicht 5-6 Ziele haben. Das würde reichen. Wir brau-
chen nicht 10 Ziele für jeden einzelnen Bereich. In diese Richtung gehen wir jetzt bei den 
nächsten Zielsetzungen. Wir haben das Kasernenareal angesprochen. Das sind ja Entwick-
lungsprojekte, welche wir in der Stadtentwicklung seit vielen Jahren weitertreiben. Es ist 
natürlich so, dass wir daran als ganz wichtiges Entwicklungsgebiet der Stadt interessiert 
sind, dort gelegentlich ein Ergebnis zu sehen. Tatsächlich ist es so, dass wir zwar die Ver-
längerung des Waffenplatzvertrages im Grundsatz unterstützen können, aber nicht unver-
ändert. Das ist das Thema. Wir haben in dieser gemeinsamen Arbeitsgruppe mit dem Kan-
ton und dem Bund ein Gebiet ausgeschieden, welches tatsächlich langfristig richtigerweise 
und wichtigerweise auch für die Armee in der bisherigen Funktion reserviert bleibt. Aber 
der Rest des Gebiets sollte zeitnah entwickelt werden können. Diesbezüglich werden Dis-
kussionen geführt, ob man dort eine bessere Lösung sicherstellen kann, als diejenige, die 
vom Kanton angedacht worden ist. Die ganze Sportinfrastruktur, welche wir planen, befin-
det sich im Investitionsplan. Diesen passen wir laufend den Gegebenheiten an. Wenn es 
eine Einwendung oder eine Einsprache gibt, zum Beispiel ein Nein von der Ortsbürgerge-
meinde, dann werden die Projekte leicht zurückgeworfen. Wir sind deswegen nicht demoti-
viert. Es gibt grosse Entwicklungen in diesem Gebiet und diese werden wir so weitertrei-
ben. Es sind noch Fragen zur Kommunikation der neuen Gemeindeordnung aufgekommen. 
Grundsätzlich ist die Kommunikation über unsere Homepage erfolgt. Über diese drei 
neuen Bereiche haben wir eine Medienmitteilung gemacht und erklärt, wie die ganzen In-
strumente funktionieren. Wir werden dort auch mit weiteren Massnahmen kommen, Wir 
haben noch weitere Gemeindeordnungselemente welche wir zuerst umsetzen müssen und 
zudem auch die Klimaanpassungsstrategie. Insgesamt ist die Rechnung im Grossen und 
Ganzen nicht gut, was das Resultat angeht, aber ich glaube durchschaubar und überschau-
bar, was die einzelnen Entwicklungen angeht. Man kann immer darüber diskutieren, ob es 
teilweise mehr oder weniger Informationen braucht. Diesbezüglich können Sie auch gerne 
jederzeit auf die Verwaltung oder auf uns Stadträtinnen und Stadträte zukommen. Wir sind 
ja aktuell im WOSA-Projekt daran, zuerst einmal in zwei Musterproduktegruppen die ent-
sprechenden Leistungs- und Wirkungsziele und die Indikatoren zu überarbeiten. Auch dort 
wird es darum gehen, dass man vielleicht mehr die relevanten, statt möglichst viel Kenn-
zahlen zusammenträgt. Es ist uns wichtig, die Transparenz der Rechnung und der Rech-
nungslegung verbessern zu können. Das sind unsere Hauptpunkte. Ich bin jetzt auf das 
eine oder andere nicht eingegangen, was von Ihnen angesprochen oder als Frage aufge-
worfen worden ist. Ich denke aber, dass wir in einem engen Austausch sind und wir kön-
nen jederzeit die entsprechenden Fragen bei den Fachstellen oder auch bei uns im Stadtrat 
angehen. 
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Werner Schib, Vizestadtpräsident: Nicola Müller hat noch die Frage gestellt, ob die Ak-
tion beim Mühlemattparkplatz im letzten Jahr eine einmalige Aktion war. Diese Frage kann 
ich mit Ja beantworten. In der Anfragebeantwortung zur Anfrage von Urs Winzenried hat 
der Stadtrat am 4. Dezember 2023 festgehalten, dass diese Aktion nur im Jahr 2023 statt-
gefunden hat. Man sieht aus dieser Beantwortung auch, dass wir nicht statistische Daten 
erhoben, aber gewisse Erfahrungen notiert und festgehalten haben. Wie Sie vielleicht aber 
gesehen habt, startet jetzt dann die Partizipation Aareufer Südteil Ost. Dort geht es natür-
lich auch um die Zukunft des ganzen Schilds zwischen Mühlemattstrasse und Aare im Be-
reich der Kettenbrücke bis Stadtgärtnerei.  

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelangen wir 
zu den 

Abstimmungen 

Beschlüsse 
 
1. Der Jahresbericht für das Jahr 2023 wird gutgeheissen (einstimmig). 
2. Die Rechnung der Einwohnergemeinde Aarau für das Jahr 2023 wird genehmigt (ein-

stimmig) 
3. Die Abschreibung des Postulats Petra Ohnsorg, Daniel Ballmer, Martina Niggli, Susanne 

Klaus-Günthart, Thomas Waldmeier, Alexander Umbricht, Peter Jann, Beatrice Klaus 
und Leona Klopfenstein: Vereinfachte Baubewilligungsverfahren für Wärmepumpen im 
Allgemeinen und Luftwasserpumpen im Speziellen vom 25. Juni 2021 wird mit 41 Nein-
Stimmen zu 5 Ja-Stimmen abgelehnt. 

4. Die Motion Peter Roschi und Christoph Waldmeier: Reglement über die Benutzung von 
Parkplätzen der Schulanlagen der Volksschule auf dem, Gebiet der Stadt Aarau vom 
27. Juli 2021 wird abgeschrieben (45 Ja-Stimmen bei einer Enthaltung). 

5. Das Postulat Yannick Berner: Digitalisierung der Stadtverwaltung vom 25. November 
2021 wird abgeschrieben (einstimmig). 

 
Die Beschlüsse 1 und 2 unterliegen gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakulta-
tiven Referendum. 

Die Beschlüsse 3 – 5 unterliegen gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Refe-
rendum. 
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Traktandum 7 

Anpassung des Baurechtsvertrages Parzellen 873 / 2945, Telli, bezüglich Erweiterung 
der Fläche für Hochbauten (Berufsschule Aarau) 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 11. März 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Einwohnerrat genehmigt den Nachtrag zum Baurechtsvertrag vom 30.04.1987 und 
zum Nachtrag vom 28.02.2022 betreffend die Parzellen 873 und 2945, Telli, bezüglich Er-
weiterung der für Hochbauten zulässigen Fläche um 233 m2. 

Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 30. April 2024 gutgeheissen und verzich-
tet auf ein Kommissionsreferat wird 

Benita Leitner, Mitglied: Die Fraktion Pro Aarau, EVP/EW begrüsst die Anpassung des Bau-
rechtsvertrags für die Erweiterung der Sportanlage der BSA. Es ist uns ein grosses Anlie-
gen, dass die Erweiterung in der BSA auch für die Sportvereine grosszügig zugänglich ist 
und nicht nur einen Mehrwert für die schulische Nutzung darstellt. Insbesondere ange-
sichts dessen, dass die Auslastung der Sportinfrastruktur für Vereine bereits jetzt am Limit 
ist oder sogar schon darüber. In diesem Kontext möchten wir auch noch darauf hinweisen, 
dass die Anfrage zur Sportinfrastruktur in Aarau von Samir Hertig und von mir vom letzten 
November leider noch immer unbeantwortet ist. Darin ist unter anderem die Frage der Er-
weiterung der Zugänglichkeit von eben dieser Sportinfrastruktur, insbesondere in der BSA, 
beispielsweise während den Schulferien gestellt worden. Wir bedanken uns beim Stadtrat 
für die baldige Beantwortung dieser Anfrage und der dringlichen Repräsentation, auch von 
den Interessen der Sportvereine bei Projekten, welche die Sportinfrastruktur betreffen. 
Selbstverständlich stimmt unsere Fraktion dieser Anpassung des Baurechtsvertrags zu. 

Thomas Richner, Mitglied: Im vorliegenden Geschäft geht es ja nur um eine kleine Anpas-
sung des Baurechtsvertrags. Das dürfte nicht zu grossen Diskussionen führen. Wir werden 
diesem auch zustimmen. Für die Einwohnergemeinde erwachsen daraus ja keine Kosten. 
Diese werden an die Berufsschule weitergegeben. Ich habe ein eher formales Anliegen. Im 
Entwurf des Nachtrags ist ja explizit auch schon der Landwert und die Kosten eingetragen. 
Wir beschliessen heute ein Geschäft, welches bei den Ortsbürgern noch nicht diskutiert 
und noch nicht beschlossen worden ist. Deshalb möchte ich wissen, ob sichergestellt ist, 
dass der heutige Beschluss auch gilt, wenn die Ortsbürger den Landwert auf dem neuen 
Teil anpassen würden oder müsste man sonst einen Nachtrag zum Antrag formulieren? 

Christian Oehler, Mitglied: Wir finden es auch wichtig, dass die Indoor-Sportanlage ent-
sprechend erweitert werden kann. Da diese ja in der Hangkante liegt, wird das Gesamtbild 
des Tellirings nicht gestört. Die Anpassung des Landwerts auf 520 Franken pro m2 ist ein 
sehr attraktives Angebot für die Einwohnergemeinde. Die FDP-Fraktion wird dem Geschäft 
zustimmen und somit natürlich auch die Sportinfrastrukturerweiterung ermöglichen. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Ich vertrete heute dieses Geschäft, weil Hanspeter 
Thür nicht anwesend ist. Es wäre sein Geschäft. Ich danke für die gute Aufnahme dieses 
Geschäfts. Zur Frage von Thomas Richner kann ich entgegen, dass wir die gleichen An-
sätze genommen haben, wie wir im Rahmen der Ortsbürgergemeinde bei diesen Landwer-
ten in diesem Bereich haben, mit dem Abschlag von 20 Prozent von 650 Franken für die 
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öffentlichen Schulnutzungen. Wenn die Ortsbürgergemeinde darauf nicht eintreten würde, 
würden wir auf dieses Geschäft nochmals zurückkommen. Die Frage von Benita Leitner 
kann ich so beantworten, dass in der nächsten Einwohnerratssitzung die Beantwortung der 
entsprechenden Anfrage vorliegen wird. Wir würden es begrüssen, wenn das Geschäft in 
dieser Form unterstützt wird. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da das Wort nicht weiter verlangt wird, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 45 Ja-Stimmen einstimmig (Ausstand Matthias Zinniker) folgen-
den 

Beschluss 

Der Einwohnerrat genehmigt den Nachtrag zum Baurechtsvertrag vom 30.04.1987 und 
zum Nachtrag vom 28.02.2022 betreffend die Parzellen 873 und 2945, Telli, bezüglich Er-
weiterung der für Hochbauten zulässigen Fläche um 233 m2. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 8 

Kreditabrechnung Sanierung Beleuchtung Graben-Igelweid Realisierung 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 27. November 2023 unterbreitet der Stadt-
rat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Sanierung, Verbindung und Beleuchtung Gra-
ben/Igelweid, Realisierung". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 500'000 
Franken mit Bruttoanlagekosten von Fr. 430'433.75 ab. Es resultiert eine Kreditunter-
schreitung von Fr. 69'566.25, das sind 13.91 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an ihrer Sitzung vom 30. April 2024 zur Prüfung vor. 
Sie beantragt, die Kreditabrechnung zu genehmigen und verzichtet auf ein Kommissions-
referat. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Sanierung, Verbindung und Beleuchtung Graben/Igelweid, Realisie-
rung" wird genehmigt, 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 9 

Kreditabrechnung Bahnhof Veloparking, Planung, Beitrag Stadt 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 4. Dezember 2023 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Bahnhof Veloparking, Planung, Beitrag Stadt". Sie 
schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 100'000 Franken mit Bruttoanlagekosten 
von Fr. 121'184.45 ab. Es resultiert eine Kreditüberschreitung von Fr. 21'184.45, das sind 
21.18 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 30. April 2024 zur Prüfung vor. Sie 
beantragt, die Kreditabrechnung zu genehmigen und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. 

Da keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zur Kreditabrechnung 
vorliegen, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Bahnhof Veloparking, Planung, Beitrag Stadt" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 10 

Kreditabrechnung Bahnhof Veloparking, Realisierung, Beitrag Stadt 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 4. Dezember 2023 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Bahnhof Veloparking, Realisierung, Beitrag 
Stadt". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 1'625'000 Franken mit Brutto-
anlagekosten von Fr. 1'391'868.16 ab. Es resultiert eine Kreditunterschreitung von 
Fr. 233'131.84, das sind 14.35 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 30. April 2024 zur Prüfung vor. Sie 
beantragt, die Kreditabrechnung zu genehmigen und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Bahnhof Veloparking, Realisierung, Beitrag Stadt" wird genehmigt. 

Dieser Beschuss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 11 

Kreditabrechnung Spielplatz Schlosspark 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 4. Dezember 2023 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Spielplatz Schlosspark". Sie schliesst bei einem 
verfügbaren Bruttokredit von 140'000 Franken mit Bruttoanlagekosten von Fr. 145'345.05 
ab. Es resultiert eine Kreditüberschreitung von Fr. 5'345.05, das sind 3.82 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 30. April 2024 zur Prüfung vor. Sie 
beantragt, die Kreditabrechnung zu genehmigen und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Spielplatz Schlosspark" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 12 

Kreditabrechnung Hammer 16/18, Sanierung Fassade und Balkone 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 4. Dezember 2023 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Hammer 16/18, Sanierung Fassade und Bal-
kone". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 300'000 Franken mit Bruttoan-
lagekosten von Fr. 296'405.70 ab. Es resultiert eine Kreditunterschreitung von 
Fr. 3'594.30, das sind 1.20 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 30. April 2024 zur Prüfung vor. Sie 
beantragt, die Kreditabrechnung zu genehmigen und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Hammer 16/18, Sanierung Fassade und Balkone" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 13 

Kreditabrechnung Erweiterung Schwingkeller Turnhalle Pestalozzischulhaus 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 18. Dezember 2023 unterbreitet der Stadt-
rat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Erweiterung Schwingkeller Turnhalle 
Pestalozzischulhaus". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 380'000 Fran-
ken mit Bruttoanlagekosten von Fr. 405'776.70 ab. Es resultiert eine Kreditüberschreitung 
von Fr. 25'776.70, das sind 6.78 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 30. April 2024 zur Prüfung vor. Sie 
beantragt, die Kreditabrechnung zu genehmigen und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zu den 

Abstimmungen 

Der Einwohnerrat fasst mit jeweils 46 Ja-Stimmen einstimmig folgende 

Beschlüsse 
 
1. Der Einwohnerrat bewilligt die Übernahme der Mehrkosten in der Höhe von 25'776.70 

Franken zu Lasten der Stadt Aarau. 
2. Die Kreditabrechnung Erweiterung Schwingkeller Turnhalle Pestalozzischulhaus wird 

genehmigt. 

Diese Beschlüsse unterliegen gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen 
Referendum. 
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Traktandum 14 

Kreditabrechnung Alte Reithalle, Realisierung 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 18. Dezember 2023 unterbreitet der Stadt-
rat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Alte Reithalle, Realisierung". Sie schliesst bei 
einem verfügbaren Bruttokredit inklusive Indexteuerung von Fr. 20'950'81.33 mit Brutto-
anlagekosten von Fr. 20'779'190.67 ab. Es resultiert eine Kreditunterschreitung von 
Fr. 171'625.66, das sind 0.82 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 30.April 2024 zur Prüfung vor. Sie 
beantragt, die Kreditabrechnung zu genehmigen und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat gibt, gelangen wir 
zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Alte Reithalle, Realisierung" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
 
 
 
Schluss der Sitzung 20.55 Uhr 
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